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Mitteilung des Senats vom 21. März 2001

Landesenergieprogramm — Zweite Fortschreibung (2001)

Der Senat übermittelt anliegend die Zweite Fortschreibung des Landes-
energieprogramms gemäß § 13 Abs. 2 des Gesetzes zur Förderung der sparsamen
und umweltverträglichen Energieversorgung und Energienutzung im Lande Bre-
men (Bremisches Energiegesetz — BremEG) vom 17. September 1991 mit der Bitte
um Kenntnisnahme.
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Vorbemerkungen

Der Senat legt hiermit die Zweite Fortschreibung des Landesenergieprogramms
gemäß § 13 des Gesetzes zur Förderung der sparsamen und umweltverträglichen
Energieversorgung und Energienutzung im Lande Bremen vor.1

Im Rahmen der Ersten Fortschreibung des Landesenergieprogramms vom 3. De-
zember 1996 hatte die Aufgabe im Mittelpunkt gestanden, die im Land Bremen
bestehenden Potentiale zur Minderung des Energieverbrauchs und der hiervon
ausgehenden Emissionen zu ermitteln und auf dieser Grundlage die Ziele der bre-
mischen Energiepolitik näher zu bestimmen.2 Hiervon ausgehend stellt die Zweite
Fortschreibung nunmehr im einzelnen dar, welche Maßnahmen zur Erreichung der
gesetzten Ziele ergriffen wurden. Die Berichterstattung bezieht sich hierbei grund-
sätzlich auf den Zeitraum 1997 bis 2000.

In der Ersten Fortschreibung war unter anderem auch dargestellt worden, dass in
der Stadtgemeinde Bremen im Bereich der Stromerzeugung erhebliche Potentiale
zur Minderung der CO2-Emissionen bestehen. Der Senat hatte seinerzeit empfoh-
len, die entsprechenden Handlungsoptionen im Rahmen einer gemeinsamen Ar-
beitsgruppe des zuständigen Fachressorts und der swb AG3 näher zu untersuchen
und hierüber bis zur Zweiten Fortschreibung des Landesenergieprogramms zu be-
richten.4 Dies ist zwischenzeitlich geschehen. Die Darstellung und Bewertung der
von der Arbeitsgruppe vorgelegten Ergebnisse bildet dementsprechend einen zwei-
ten Schwerpunkt der vorliegenden Fortschreibung.5

Der Senat beabsichtigt, eine umfassende quantitative Bilanzierung der Wirkungen
der seit 1993 auf der Ebene des Landes und seiner beiden Stadtgemeinden durch-
geführten CO2-Minderungsmaßnahmen vorzunehmen und auf dieser Grundlage
die bremische CO2-Minderungsstrategie auch über das Jahr 2005 hinaus weiterzu-
entwickeln. Entsprechende Ergebnisse und Aussagen sollen im Rahmen der näch-
sten Fortschreibung des Landesenergieprogramms vorgelegt werden.

1 Ziele und Rahmenbedingungen

1.1 Ziele der bremischen Energiepolitik

Grundlage der bremischen Energiepolitik ist das Gesetz zur Förderung der sparsa-
men und umweltverträglichen Energieversorgung und Energienutzung im Lande
Bremen.6 Das Gesetz verfolgt das Ziel, eine möglichst umweltverträgliche,
ressourcenschonende, risikoarme und gesamtwirtschaftliche kostengünstige Ener-
gieversorgung zu gewährleisten.

Der Senat hat die Ziele und Grundsätze seiner Energiepolitik im Rahmen der Er-
sten Fortschreibung des Landesenergieprogramms dargestellt und begründet.7 In
diesem Zusammenhang wurde insbesondere ausgeführt, dass vorrangig die ratio-
nellere Nutzung fossiler Energieträger sowie der verstärkte Einsatz erneuerbarer
Energiequellen zur Verwirklichung der Zielbestimmungen des Bremischen
Energiegesetzes geeignet sind. Maßnahmen auf diesen Gebieten leisten einen Bei-
trag zur Minderung der Emissionen von Luftschadstoffen und klimarelevanten
Spurengasen, zur Schonung nicht erneuerbarer Ressourcen, zur Reduzierung der
Abhängigkeit von Energieimporten sowie zur Vermeidung externer Kosten des En-
ergieverbrauchs.

Der Senat hat ferner seine Zielsetzung dargestellt, einen nachhaltigen Beitrag zur
Minderung der CO2-Emissionen im Land Bremen zu leisten, und seiner Energiepo-

1 Vgl. Anlage A. Nach § 13 Abs. 2 des Gesetzes legt der Senat der Bürgerschaft (Landtag) alle zwei
Jahre eine Fortschreibung des Landesenergieprogramms vor. Die vorgesehene Frist konnte bei der
vorliegenden Fortschreibung aufgrund eines Personalengpasses im zuständigen Fachreferat nicht
eingehalten werden.

2 Vgl. LEP (1996)

3 Vormals „Stadtwerke Bremen AG“

4 Vgl. LEP (1996), S. 75

5 Vgl. Kapitel 3 und Anlage C

6 Vgl. Anlage A

7 Vgl. LEP (1996), insbesondere S. 13-21 sowie S. 59-61
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litik ein quantifiziertes CO2-Minderungsziel vorgegeben. Danach wird angestrebt,
bis zum Jahr 2005 durch Maßnahmen auf der Ebene des Landes und seiner beiden
Stadtgemeinden eine Minderung der CO2-Emissionen im Land Bremen um minde-
stens 700.000 Jahrestonnen herbeizuführen. Eine Verwirklichung dieser Zielvor-
stellung führt unter Berücksichtigung der angenommenen demographischen und
wirtschaftlichen Entwicklung zu einer CO2-Minderung um 11,6 % gegenüber
1993.8 Im Übrigen wird auf die umfassende Darstellung und Begründung der Ziele
und Grundsätze der bremischen Energiepolitik im Rahmen der Ersten Fortschrei-
bung des Landesenergieprogramms verwiesen.

1.2 Rahmenbedingungen der bremischen Energiepolitik

Die Rahmenbedingungen der bremischen Energiepolitik wurden im Berichtszeit-
raum durch unterschiedliche Entwicklungstendenzen geprägt. Wesentliche Trends
waren die Intensivierung der Klimaschutzpolitik auf internationaler und nationaler
Ebene, die wettbewerbliche Öffnung der Märkte für Strom und Gas sowie die Wei-
terentwicklung  der Energiepolitik des Bundes.

Die weltweiten Anstrengungen zum Schutz der Erdatmosphäre und insbesondere
zur Minderung der CO2-Emissionen wurden im Berichtszeitraum fortgesetzt und
intensiviert. Auf internationaler Ebene wurde 1997 mit dem Kyoto-Protokoll erst-
mals ein völkerrechtlich verbindliches Abkommen mit quantifizierten Verpflichtun-
gen zur Minderung der Emissionen von Treibhausgasen geschlossen. Gegenwärtig
konzentriert sich der internationale Verhandlungsprozess auf die konkrete Umset-
zung des Protokolls, insbesondere auf Regelungen über die Nutzung der so ge-
nannten flexiblen Mechanismen.9

Auf nationaler Ebene hat die Bundesregierung ihre Zielsetzung bekräftigt, die CO2-
Emissionen bis zum Jahr 2005 um mindestens 25 % gegenüber dem Stand des Jah-
res 1990 zu senken. Sie hat ferner eine Intensivierung ihrer Klimaschutzpolitik an-
gekündigt und in Teilbereichen bereits verwirklicht. Zwischenzeitlich umgesetzt
wurden insbesondere Maßnahmen zur Förderung der erneuerbaren Energien und
steuerliche Anreize zur Senkung des Energieverbrauchs. Darüber hinaus hat die
Bundesregierung am 18. Oktober 2000 ein Klimaschutzprogramm beschlossen, das
zusätzliche Maßnahmen zur Erreichung des CO2-Minderungsziels vorsieht.
Schwerpunkte sind der Ausbau der Kraft-Wärme-Kopplung, die Erhöhung der en-
ergetischen Anforderungen an Neubauten im Rahmen der geplanten Energieein-
sparverordnung sowie ein neues Förderprogramm für Wärmeschutzmaßnahmen
und Heizungserneuerungen im Altbaubereich.

Die Entwicklung der leitungsgebundenen Energieversorgung wurde im Berichts-
zeitraum maßgeblich durch die Liberalisierung der Märkte für Strom und Gas be-
einflusst. Wesentliche Rechtsgrundlagen dieses Prozesses waren die einschlägigen
Binnenmarktrichtlinien der Europäischen Union, das Gesetz zur Neuregelung des
Energiewirtschaftsrechts und die Sechste Kartellgesetznovelle. Die wettbewerbli-
che Öffnung hat in der deutschen Elektrizätswirtschaft bereits zu erheblichen Ver-
änderungen der Marktstruktur und des Marktverhaltens geführt. Als wesentliche
Wirkungen sind umfassende Kostensenkungsanstrengungen der Anbieter, ein
deutlicher Rückgang des Strompreisniveaus und eine verstärkte Tendenz zur öko-
nomischen Konzentration zu beobachten.

8 Das CO2-Minderungsziel des Senats stellt auf den CO2-Minderungseffekt ab, der im Zeitraum 1993
bis 2005 durch Maßnahmen auf der Ebene des Landes und seiner beiden Stadtgemeinden bewirkt
werden soll. Die Veränderung der CO2-Emissionen im Zeitablauf hängt darüber hinaus von der Ent-
wicklung demographischer und wirtschaftlicher Rahmendaten ab (insbesondere Bevölkerung, Wirt-
schaftswachstum und Wirtschaftsstruktur). Vgl. hierzu auch LEP (1996), Kapitel 4 und Abschnitt 5.2.

9 Nach dem Kyoto-Protokoll müssen die 39 Annex-B-Staaten ihre Emissionen der sechs Kyoto-
Treibhausgase bis zur Zielperiode 2008 bis 2012 insgesamt um mindestens 5 % gegenüber 1990
verringern. Die Annex-B-Staaten sind die Industrieländer sowie die mittel- und osteuropäischen
Länder im Übergang zur Marktwirtschaft. Die sechs Kyoto-Treibhausgase sind Kohlendioxid (CO2),
der Hauptverursacher des Treibhauseffekts, sowie Methan, Distickstoffoxid, wasserstoffhaltige
Fluorkohlenwasserstoffe, perfluorierte Kohlenwasserstoffe und Schwefelhexafluorid. Die Minde-
rungsverpflichtungen der einzelnen Staaten sind unterschiedlich weitgehend. Die Minderungs-
verpflichtung für Deutschland allein beträgt 8 %. Im Rahmen der EU-Lastenteilung hat Deutschland
eine weitergehende Minderungsverpflichtung von insgesamt 21 % übernommen. Unter dem Begriff
der flexiblen Mechanismen werden der internationale Handel von Emissionsrechten, die Durchfüh-
rung von Projekten zur Emissionsminderung in Entwicklungsländern (Clean Development
Mechanism) und die gemeinsame Umsetzung von Projekten zur Emissionsminderung in anderen
Industrieländern (Joint Implementation) zusammengefasst.
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Mit der Liberalisierung der Märkte für Strom und Gas haben sich die Rahmenbe-
dingungen für die bremischen Energieunternehmen grundlegend verändert. Im
Berichtszeitraum wurden daher erhebliche Anstrengungen unternommen, Strate-
gien zur aktiven Bewältigung der neuen wettbewerblichen Bedingungen zu ent-
wickeln und umzusetzen. Wesentliche Elemente bildeten hierbei die Steigerung
der betrieblichen Effizienz, die Entwicklung von Kooperations- und Beteiligungs-
beziehungen und die Erschließung von neuen Geschäftsfeldern. Im Ergebnis hat
sich die Struktur der bremischen Energiewirtschaft deutlich verändert. Hervorzu-
heben sind insbesondere die Zusammenführung der ehemaligen Stadtwerke in
Bremen und Bremerhaven, die Entwicklung vom Energieversorger zum
Infrastrukturdienstleistungsunternehmen und die Begründung einer strategischen
Partnerschaft mit einer niederländischen Unternehmensgruppe.

Die Energiepolitik auf Bundesebene war im Berichtszeitraum durch neue
Schwerpunktsetzungen gekennzeichnet. Neben der bereits dargestellten Intensi-
vierung der Klimaschutzpolitik ist insbesondere die zwischen Bundesregierung
und Stromwirtschaft getroffene Vereinbarung über den entschädigungsfreien Aus-
stieg aus der Kernenergienutzung vom 14. Juni 2000 von Bedeutung. Zentrales
Element dieses häufig als „Atomkonsens“ bezeicheten Übereinkommens ist die
Befristung des Betriebs der deutschen Kernkraftwerke auf eine Regellaufzeit von 32
Jahren. Die Vereinbarung ist hierbei flexibel ausgestaltet und beinhaltet insbeson-
dere die Möglichkeit, so genannte Reststrommengen zwischen einzelnen Kern-
kraftwerken zu übertragen. Im Ergebnis wird damit die Möglichkeit geschaffen,
neuere Anlagen mit modernerer Technik über die Regellaufzeit hinaus zu betrei-
ben, soweit ältere Anlagen entsprechend früher vom Netz genommen werden.

Weitere Maßnahmen des Bundes waren darauf gerichtet, die ökologische
Flankierung der wettbewerblichen Öffnung des Strommarktes zu gewährleisten. So
wurde mit dem Gesetz für den Vorrang Erneuerbarer Energien, das zum 1. April
2000 in Kraft getreten ist, eine verlässliche Grundlage für die Stromeinspeisung aus
erneuerbaren Energien geschaffen. Hiermit ist insbesondere die Fortsetzung des
Windkraftausbaus in Deutschland gesichert. Ferner wurde mit dem Gesetz zum
Schutz der Stromerzeugung aus Kraft-Wärme-Kopplung, das seit dem 18. Mai 2000
in Kraft ist, eine befristete Anpassungshilfe für Anlagen der Kraft-Wärme-Kopplung
(KWK) im Bereich der allgemeinen Versorgung geschaffen. Die Bundesregierung
strebt darüber hinaus ein KWK-Ausbaugesetz an, das einen zusätzlichen Beitrag
zur CO2-Minderung auf Bundesebene leisten soll.

2 Entwicklung der CO2-Emissionen im Land Bremen

Im Jahr 1998 wurden durch den Endenergieverbrauch des Landes Bremen CO2-
Emissionen in Höhe von rund 11,9 Mio Tonnen verursacht. Hiervon entfielen 56 %
auf das Verarbeitende Gewerbe, 13 % auf den Verkehr und 31 % auf den heteroge-
nen Sektor Haushalte, Handel, Dienstleistungen und sonstige Energieverbraucher.
Innerhalb des Verarbeitenden Gewerbes nahm wie in den Vorjahren die Stahlindu-
strie eine dominierende Stellung ein. Rund 5,3 Mio. Tonnen oder 44 % entfielen
allein auf diesen Wirtschaftszweig.

Die zeitliche Entwicklung der CO2-Emissionen im Land Bremen ist in Tabelle 2.1
dargestellt. Um eine Beurteilung der längerfristigen Entwicklungstendenzen zu
ermöglichen, werden zusätzlich die Mittelwerte der Perioden 1981 bis 1990 und
1994 bis 1998 angegeben. Ein Vergleich dieser Mittelwerte legt die Schlussfolge-
rung nahe, dass die auf das Land Bremen entfallenden CO2-Emissionen im
Beobachtungszeitraum insgesamt eine leicht ansteigende Tendenz aufweisen.

Dieses Gesamtergebnis ist der Nettoeffekt gegenläufiger Entwicklungen. Während
der CO2-Ausstoß des Verarbeitenden Gewerbes deutlich angestiegen ist, zeigt der
Sektor Haushalte, Handel, Dienstleistungen und sonstige Energieverbraucher eine
leicht rückläufige Entwicklung.10 Eine nähere Betrachtung des Datenmaterials
führt zu dem Ergebnis, dass die Zunahme der CO2-Emissionen des Verarbeitenden
Gewerbes annähernd zur Hälfte der Stahlindustrie zugeordnet werden kann.11

10 Die angegebenen CO2-Emissionen des Verkehrssektors wurden auf der Grundlage der im Land Bre-
men getätigten und statistisch erfassten Treibstoffverkäufe ermittelt und können daher nur als grobe
Orientierungswerte herangezogen werden.

11 Ein Vergleich der Mittelwerte der Perioden 1981 bis 1990 und 1994 bis 1998 ergibt bezogen auf die
Stahlindustrie einen Anstieg um 284.000 Tonnen pro Jahr. Dies entspricht 49 % des auf das Verarbei-
tende Gewerbe insgesamt entfallenden Zuwachses. Vgl. in diesem Zusammenhang auch Anlage B.



— 7 —

12 Das CO2-Minderungsziel des Senats stellt auf den CO2-Minderungseffekt ab, der durch Maßnah-
men des Landes und seiner Stadtgemeinden bewirkt werden soll, und wird daher durch diese Ent-
wicklung nicht berührt. Allerdings können unerwartet starke Wachstumsprozesse zur Folge haben,
dass die CO2-Minderung gegenüber dem Basisjahr 1993 geringer ausfällt als ursprünglich ange-
nommen. Vgl. hierzu Abschnitt 1.1 sowie LEP (1996), Kapitel 4 und Abschnitt 5.2.

Insgesamt deuten die vorliegenden Ergebnisse darauf hin, dass der allgemeine
Trend zu höherer Energieeffizienz sowie die energiepolitischen Anstrengungen zur
Minderung der CO2-Emissionen zurzeit von Wachstumsprozessen insbesondere im
industriellen Sektor deutlich überkompensiert werden.12

Detaillierte Daten zur Entwicklung des Energieverbrauchs und der CO2-Emissio-
nen im Land Bremen und seinen beiden Stadtgemeinden sind in Anlage B zusam-
mengestellt.

Tabelle 2.1:

Entwicklung der CO2-Emissionen im Land Bremen (1981 bis 1998)

Verarbeitendes Verkehr Haushalte, Land Bremen
Gewerbe Handel, insgesamt

Dienst-
leistungen,

Sonstige

1 Jahreswerte

in 1 000 Tonnen pro Jahr

1981 5 980 1 492 4 318 11 790

1982 5 931 1 443 4 179 11 553

1983 6 189 1 394 3 931 11 513

1984 5 975 1 510 3 962 11 446

1985 5 965 1 470 4 214 11 648

1986 5 475 1 480 4 360 11 314

1987 5 709 1 528 4 365 11 602

1988 5 892 1 567 4 140 11 600

1989 6 257 1 586 3 702 11 545

1990 5 948 1 621 3 812 11 380

1991 6 080 1 620 4 194 11 894

1992 5 628 1 652 4 080 11 360

1993 5 252 1 691 4 003 10 947

1994 6 420 1 647 3 908 11 975

1995 6 307 1 591 3 777 11 675

1996 6 496 1 582 4 149 12 227

1997 6 685 1 549 4 073 12 307

1998 6 672 1 561 3 633 11 866

2 Mittelwerte

in 1 000 Tonnen pro Jahr

1981 bis 1990 5 932 1 509 4 098 11 539

1994 bis 1998 6 516 1 586 3 908 12 010

3 Veränderungen (Mittelwert 1994 bis 1998 gegenüber Mittelwert 1981 bis
1990)

in 1 000 t/a + 584 + 77 – 190 + 471

in % + 9,8 + 5,1 – 4,6 + 4,1

Quelle: Statistisches Landesamt Bremen
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3 Emissionsfreie und emissionsarme Stromerzeugung

3.1 Vorbemerkungen

Wie in der Ersten Fortschreibung des Landesenergieprogramms dargestellt worden
ist, bietet der Ausbau der emissionsfreien und emissionsarmen Stromerzeugung
das größte Potential zur Minderung der bremischen CO2-Emissionen. Der Senat
hat deutlich gemacht, dass er der Erschließung dieses Potentials einen hohen ener-
giepolitischen Stellenwert beimisst. Er hat ferner empfohlen, die bestehenden
Handlungsoptionen im Rahmen einer gemeinsamen Arbeitsgruppe mit der swb AG
(vormals „Stadtwerke Bremen AG“) näher zu prüfen und die Ergebnisse zur Zwei-
ten Fortschreibung des Landesenergieprogramms vorzulegen.13

Im Folgenden wird zunächst über den Stand der Erschließung von Potentialen der
emissionsfreien und emissionsarmen Stromerzeugung berichtet. Anschließend
werden die zwischenzeitlich vorliegenden Ergebnisse der gemeinsamen Arbeits-
gruppe mit der swb AG vorgestellt.

3.2 Optimierung der Gichtgasverstromung

Wie bereits in der Ersten Fortschreibung des Landesenergieprogramms dargestellt
worden ist, hat die swb AG  im September 1996 in ihrem Kraftwerk Mittelsbüren
einen Frequenzumrichter in Betrieb genommen, der erstmals einen Stromaus-
tausch zwischen dem Bahnstromnetz und dem der allgemeinen Elektrizitätsversor-
gung dienenden Drehstromnetz ermöglicht.14 Im Ergebnis wird hierdurch die Mög-
lichkeit geschaffen, an Wochenenden und Feiertagen anfallendes Gichtgas, das
aufgrund des in diesen Zeiten niedrigen Leistungsbedarfs der Bahn nicht für die
Bahnstromerzeugung eingesetzt werden kann und deshalb früher abgefackelt wer-
den musste, für die allgemeine Elektrizitätsversorgung zu nutzen. Die hierdurch
vermiedene Stromerzeugung in den Drehstromkraftwerken des Unternehmens be-
trägt annähernd 140 Millionen Kilowattstunden jährlich und führt zu einer CO2-
Entlastung um rund 120.000 Tonnen pro Jahr. Dies entspricht rund 17 % des vom
Senat angestrebten CO2-Minderungsziels (700.000 Tonnen).

3.3 Ausbau der Windkraftnutzung

Im Berichtszeitraum konzentrierten sich die Aktivitäten zum Ausbau der Windkraft-
nutzung auf die Entwicklung und Umsetzung einer Windkraftausbauplanung für
die Stadtgemeinde Bremen. Wesentliche Grundlagen hierfür waren der Beschluss
der Bremischen Bürgerschaft (Stadtbürgerschaft) vom 8. Juli 1997, der das Ziel ver-
folgte, die in Bremen bestehenden Potentiale der Windkraftnutzung auszuschöpfen
und ein konkretes Konzept zur Erschließung dieser Potentiale zu entwickeln, sowie
die am 30. September 1997 vom Senat beschlossene Windkraftausbauplanung für
die Stadtgemeinde Bremen.15

Die Windkraftausbauplanung ist zwischenzeitlich im Zuge planungs- und bau-
rechtlicher Verfahren erheblich konkretisiert und in Teilen praktisch umgesetzt
worden. Hierbei haben sich, insbesondere als Ergebnis der Abstimmung mit ande-
ren öffentlichen Belangen, vielfältige und zum Teil weitgehende Modifikationen
ergeben. Der gegenwärtige Realisierungs- und Planungsstand ist im Einzelnen aus
Tabelle 3.1 ersichtlich. Zusammenfassend ergibt sich folgendes Bild:

— Seit 1997 wurden an fünf Standorten insgesamt zwölf Windkraftanlagen mit ei-
nem jährlichen Stromertrag von 10,4 Millionen Kilowattstunden errichtet.

— Zwei vergleichsweise große Windkraftprojekte an den Standorten Mahndorf/A 1
und Optionsfläche Bremer Industriepark stehen unmittelbar vor der Realisie-
rung. Insgesamt sollen hier im Jahr 2001 elf Anlagen der neuen 2-MW-Klasse
errichtet werden. Der voraussichtliche Stromertrag der beiden Windparks be-
läuft sich auf rund 32 Millionen Kilowattstunden pro Jahr.

13 LEP (1996), S. 53-56 sowie S. 70-75

14 LEP (1996), S. 70, vgl. auch Senat (1998)

15 Vgl. Windkraftausbauplanung (1997), insbesondere den auf S. 8 zitierten Beschluss der Stadt-
bürgerschaft.
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16 Die Realisierbarkeit des Standorts Stromer Feldmark ist derzeit nicht gesichert und wird im Rahmen
des laufenden Verfahrens zur 85. Änderung des Flächennutzungsplans abschließend geprüft. Das
Verfahren soll bis Mitte 2001 abgeschlossen werden.

— Weitere Windkraftanlagen sind an den Standorten Stromer Feldmark, Rekumer
Geest und Blocklanddeponie geplant. Das zusätzliche Windstrompotential die-
ser Projekte beträgt rund 15 Millionen Kilowattstunden pro Jahr.16

Die Gesamtheit der realisierten und konkret projektierten Windkraftanlagen wird
nach heutigem Planungsstand einen jährlichen Stromertrag von voraussichtlich
57,8 Millionen Kilowattstunden erbringen. Dies entspricht dem Stromverbrauch
von etwa 22.000 bremischen Durchschnittshaushalten. Die infolge der zusätzlichen
Windstromerzeugung vermiedenen CO2-Emissionen betragen 49.500 Tonnen pro
Jahr. Dies entspricht 7,1 % des vom Senat angestrebten CO2-Minderungsziels
(700.000 Tonnen pro Jahr bis 2005).

Tabelle 3.1:

Windkraftausbau in der Stadtgemeinde Bremen
Realisierte und konkret geplante Projekte

Jahr der Anlagen Leistung je Stromertrag
 Realisierung Anlage

in kW in MWh/a

A Realisierte Projekte

Blockland/A 27 1997 3 600 2.300

Neustädter Hafen 1998/1999 3 2 x 600 2.950
1 x 1.000

Niedervieland/Halmer Weg 1999 4 600 3.800

Einzelanlagen 1998/2000 2 1 x 350 1.350
1 x 600

Gruppe A insgesamt 12 10.400

B Geplante Projekte

Mahndorf/A 1 2001 5 2.000 12.830

Optionsfläche Industriepark 2001 6 2.000 19.200

Stromer Feldmark* 2001 4 600 3.800

Rekumer Geest 2001 3 600 3.300

Blocklanddeponie 2002 6 3 x 600 8.300
2 x 1.000
1 x 2.000

Gruppe B insgesamt 24 47.430

C Insgesamt 36 57.830

* Realisierbarkeit derzeit nicht gesichert

Die Windkraftausbauplanung enthält für den Zeitraum 1997 bis 2000 ein Ausbau-
ziel von 51,5 Millionen Kilowattstunden pro Jahr. Diese Vorgabe kann aus heutiger
Sicht nur mit einer zeitlichen Verzögerung erfüllt werden. Unter Einschluss aller
bis 2001 konkret geplanten Projekte wird das Ausbauziel geringfügig unterschritten
(– 4,0 %), unter Berücksichtigung aller bis 2002 konkret geplanten Projekte wird es
— aufgrund der im Durchschnitt erheblich gestiegenen Anlagenleistung — deut-
lich übertroffen (+10,9 %).

Für den Planungszeitraum bis 2005 haben Stadtbürgerschaft und Senat — unter
Einschluss des stadtbremischen Überseehafengebiets in Bremerhaven — ein Aus-
bauziel von rund 130 Millionen Kilowattstunden in Aussicht genommen. Der Senat
beabsichtigt dementsprechend, zu gegebener Zeit eine konkretisierte Windkraft-
ausbauplanung für den Zeitraum 2001 bis 2005 vorzulegen. Er strebt weiterhin an,
gemeinsam mit dem Magistrat eine Windkraftausbauplanung für Bremerhaven zu
erarbeiten.

3.4 Weitere Potentiale

Weitere Potentiale der emissionsfreien und emissionsarmen Stromerzeugung in der
Stadtgemeinde Bremen wurden im Rahmen der gemeinsamen Arbeitsgruppe
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„Landesenergieprogramm“ des Umweltressorts und der swb AG untersucht.17 In
diesem Zusammenhang wurden im Einzelnen folgende Handlungsoptionen be-
trachtet:

— der Ausbau der Windkraftnutzung,

— die Ausweitung der Stromerzeugung in der Müllverbrennungsanlage,

— der Ausbau der dezentralen Kraft-Wärme-Kopplung,

— der Neubau eines GuD-Kraftwerks18 als Ersatz für den mit Steinkohle befeuerten
Block 5 des Kraftwerks Hafen,

— die Ausweitung des Strombezugs durch die swb-Gruppe.

Die letztgenannte Variante wurde vor dem Hintergrund der wettbewerblichen Öff-
nung des Strommarktes und der unternehmensstrategischen Neuausrichtung der
swb-Gruppe in die Betrachtung einbezogen.

Die einzelnen Handlungsoptionen wurden im Rahmen der Arbeitsgruppe unter
ökologischen, wirtschaftlichen und unternehmensstrategischen Kriterien betrach-
tet. Als Leitvariable für die ökologische Bewertung wurden die CO2-Emissionen
verwendet. Die in diesem Zusammenhang ermittelten Kennzahlen sind in Tabelle
3.2 zusammengefasst.

Die spezifische CO2-Belastung der bereitgestellten elektrischen Arbeit ist ein Maß-
stab für die ökologische Wertigkeit des erzeugten Stroms. Erwartungsgemäß wei-
sen hier die Nutzung des regenerativen Energieträgers Wind und die fast aus-
schließlich auf Abwärmenutzung basierende Stromerzeugung in der Müllverbren-
nungsanlage deutlich günstigere Werte auf als die dezentrale Kraft-Wärme-Kopp-
lung und die GuD-Technik, die beide auf der Nutzung des fossilen Energieträgers
Erdgas basieren. Für das untersuchte Strombezugsszenario wurde eine sehr hohe
spezifische CO2-Belastung ermittelt, die etwa dem Wert für die Stromerzeugung im
bestehenden Kraftwerkspark der swb-Gruppe entspricht.19

Tabelle 3.2:

Handlungsoptionen im Bereich der Strombeschaffung
Ökologische Kennzahlen

Spezifische CO2-
CO2-Belastung Minderungs-

potential
g/kWh t/a

Ausbau der Windkraftnutzung* 0 88.000

Stromerzeugung in der Müllverbrennungsanlage 44 58.000

Ausbau der dezentralen Kraft-Wärme-Kopplung 285 196.000

Neubau eines GuD-Kraftwerks 365 299.000

Ausweitung des Strombezugs** 861 – 0

Quelle: Arbeitsgruppe Landesenergieprogramm, Abschlussbericht  (siehe Anlage C)

* Einschließlich Ausbau 1997 bis 2000, ohne stadtbremisches Überseehafengebiet in Bremerhaven.

** Die angegebenen Werte gelten in kurz- und mittelfristiger Betrachtung. Langfristig ist aufgrund von
Effizienzsteigerungen und Änderungen des Energieträgermix mit einer allmählich sinkenden spe-
zifischen CO2-Belastung des bezogenen Stroms zu rechnen.

17 Die Arbeitsgruppe „Landesenergieprogramm“ wurde im Juni 1997 als gemeinsame Arbeitsgruppe
des Senators für Frauen, Gesundheit, Jugend, Soziales und Umweltschutz sowie der Stadtwerke
Bremen AG eingesetzt. Der Abschlussbericht der Arbeitsgruppe ist als Anlage C beigefügt. Zusam-
mensetzung und Arbeitsweise der Arbeitsgruppe sind in der Anlage 1 zum Abschlussbericht näher
dargestellt.

18 Gas- und Dampfturbinenkraftwerk

19 Dem untersuchten Strombezugsszenario liegt die Annahme zugrunde, dass die swb-Gruppe ihren
Bedarf an Grundlaststrom weiterhin durch Eigenerzeugung deckt, Mittel- und Spitzenlaststrom hin-
gegen künftig von außen bezieht. Der angegebene Wert spiegelt den Energieträgermix und die Effi-
zienz der heutigen Mittel- und Spitzenlaststromerzeugung auf Bundesebene wider und gilt nur in
kurz- und mittelfristiger Betrachtung. Langfristig ist aufgrund von allgemeinen Effizienz-
steigerungen sowie des zu erwartenden zunehmenden Einsatzes erdgasbefeuerter GuD-Anlagen
mit einer allmählich sinkenden spezifischen CO2-Belastung des bezogenen Stroms zu rechnen.
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Das CO2-Minderungspotential ist ein Indikator für die quantitative Bedeutung der
einzelnen Handlungsoptionen. Zieht man das CO2-Minderungsziel des Senats
(700.000 Tonnen pro Jahr) als Vergleichsmaßstab heran, so zeigt sich, dass alle un-
tersuchten Erzeugungsoptionen quantitativ relevante Beiträge zur Senkung der
CO2-Emissionen leisten können. Eine Realisierung des Strombezugszenarios wür-
de demgegenüber keine CO2-Minderung bewirken. Das größte Einzelpotential
wurde für den Ersatz des Blocks 5 im Kraftwerk Hafen durch ein GuD-Kraftwerk
ermittelt. Gleichwohl bieten auch die untersuchten dezentralen Stromerzeugungs-
optionen erhebliche Möglichkeiten zur Minderung der CO2-Emissionen. Bei voll-
ständiger Erschließung der Potentiale von Windkraft, Müllverbrennungsanlage
und dezentraler Kraft-Wärme-Kopplung könnte aus diesen Quellen annähernd die
gleiche elektrische Arbeit bereitgestellt werden wie unter heutigen Bedingungen
durch den Block 5. Die resultierende CO2-Minderung betrüge insgesamt 342.000
Tonnen pro Jahr und läge damit über dem ermittelten CO2-Minderungseffekt der
GuD-Anlage.

Zur wirtschaftlichen Bewertung der einzelnen Handlungsoptionen wurden die spe-
zifischen Strombeschaffungskosten ermittelt. Da die untersuchten Stromerzeu-
gungstechniken überwiegend den Energieträger Erdgas nutzen, wurden zwei ver-
schiedene Erdgaspreisszenarien betrachtet. Als Basis für die Abschätzung der
Strombezugskosten wurden die Vollkosten neuer GuD-Kraftwerke verwendet. Die
auf dieser Grundlage ermittelten Werte können als Indikatoren für die längerfristig
zu erwartenden Wettbewerbspreise herangezogen werden. Bei ihrer Interpretation
ist zu beachten, dass gegenwärtig die Angebotssituation auf den europäischen
Strommärkten durch weitgehend abgeschriebene Kraftwerke und Überkapazitäten
gekennzeichnet ist und die Strombezugspreise deutlich unter den Vollkosten neuer
Kraftwerke liegen.

Tabelle 3.3:

Handlungsoptionen im Bereich der Strombeschaffung
Spezifische Strombeschaffungskosten

Strombeschaffungskosten

Unteres Oberes
Erdgaspreis- Erdgaspreis-

szenario szenario

Pf/kWh

Ausbau der Windkraftnutzung 14,1

Stromerzeugung in der Müllverbrennungsanlage (5,8)*

Ausbau der dezentralen Kraft-Wärme-Kopplung 6,4 8,1

Neubau eines GuD-Kraftwerks 7,1 8,7

Strombezug (Grundlast) 5,8 7,4

Strombezug (Mittellast) 7,2 8,9

Strombezug (Spitzenlast) 9,9 11,7

Quelle: Arbeitsgruppe Landesenergieprogramm, Abschlussbericht  (siehe Anlage C)

* Der für die Stromerzeugung in der Müllverbrennungsanlage angegebene Wert kann aufgrund von
Unsicherheiten bei der Ermittlung des Investitionsvolumens nur als grobe Orientierungsgröße be-
trachtet werden und ist deshalb mit den übrigen Werten nur eingeschränkt vergleichbar.

Die Ergebnisse der wirtschaftlichen Betrachtung sind in Tabelle 3.3 zusammen-
gefasst. Dezentrale Kraft-Wärme-Kopplung, Stromerzeugung in der Müllverbren-
nungsanlage und Eigenerzeugung auf GuD-Basis haben ähnlich hohe spezifische
Strombeschaffungskosten wie der Bezug von Grund- und Mittellaststrom und sind
damit — gemessen an dem längerfristig zu erwartenden Wettbewerbspreisniveau
— als wirtschaftlich konkurrenzfähig einzustufen. Die Windkraftnutzung hat trotz
erheblicher Kostensenkungen in den vergangenen Jahren die Wirtschaftlichkeits-
schwelle noch nicht erreicht und ist erwartungsgemäß weiterhin auf Förderung
angewiesen.

Mit der wettbewerblichen Öffnung der Märkte für Strom und Gas haben sich die
Rahmenbedingungen für das unternehmerische Handeln der swb-Gruppe grund-
legend verändert. Aus Unternehmenssicht sind die im vorliegenden Zusammen-
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hang untersuchten Strombeschaffungsoptionen daher auch unter dem Gesichts-
punkt zu beurteilen, ob diese als Elemente einer Gesamtstrategie zur Anpassung an
ein zunehmend wettbewerblich strukturiertes Umfeld geeignet sind. Hierbei ist von
besonderer Bedeutung, dass die swb-Gruppe das Ziel einer Flexibilisierung der
Strombeschaffung verfolgt. Dieser Ansatz zielt im Kern darauf ab, den Anteil des
Strombezugs an der Strombeschaffung erheblich auszuweiten. Hiermit soll zum
einen die Anpassungsflexibilität gegenüber absatzseitigen Veränderungen erhöht
werden. Zum anderen soll die Voraussetzung dafür geschaffen werden, dass Ein-
kaufsvorteile auf einem wettbewerblich organisierten Strommarkt genutzt werden
können.

Tabelle 3.4:

Handlungsoptionen im Bereich der Strombeschaffung
Unternehmensstrategische Bewertung

Unternehmens-
strategische
Bewertung*

Ausbau der Windkraftnutzung o

Stromerzeugung in der Müllverbrennungsanlage +

Ausbau der dezentralen Kraft-Wärme-Kopplung +

Neubau eines GuD-Kraftwerks –

Ausweitung des Strombezugs +

Quelle: Arbeitsgruppe Landesenergieprogramm, Abschlussbericht, S. 41  (siehe Anlage C)

* +   positiv     –   negativ     o   Bewertung nicht sinnvoll

Die Frage der unternehmensstrategischen Bewertung wurde im Rahmen der Ar-
beitsgruppe in qualitativer Form erörtert. Die Diskussionsergebnisse sind in Tabelle
3.4 zusammengefasst. Danach sind die Ausweitung der Stromerzeugung in der
Müllverbrennungsanlage, der Zubau von Anlagen der dezentralen Kraft-Wärme-
Kopplung durch die swb-Gruppe sowie die Ausweitung des Strombezugs aus unter-
nehmensstrategischer Sicht positiv zu beurteilen. Für den Neubau eines GuD-
Kraftwerks als Ersatz für den Block 5 im Kraftwerk Hafen ergibt sich demgegen-
über eine negative Bewertung, da diese Option mit dem Ziel einer Flexibilisierung
der Strombeschaffung nicht vereinbar ist. Hinsichtlich der Windkraftnutzung ging
die Arbeitsgruppe davon aus, dass der weitere Windkraftausbau im Land Bremen
unabhängig von Entscheidungen der swb-Gruppe realisiert wird. Eine unter-
nehmensstrategische Bewertung dieser Option erschien dementsprechend nicht
sinnvoll.20

3.5 Perspektiven

Die Ergebnisse der Arbeitsgruppe „Landesenergieprogramm“ bestätigen, dass der
Ausbau der emissionsfreien und emissionsarmen Stromerzeugung ein quantitativ
bedeutsames Potential zur Minderung der bremischen CO2-Emissionen bietet. Die
ermittelten Stromerzeugungskosten zeigen weiterhin, dass ein großer Teil dieses
Potentials — gemessen an dem längerfristig zu erwartenden Wettbewerbsniveau
der Strombezugspreise — wirtschaftlich erschlossen werden kann.

Im Rahmen der energiepolitischen Bewertung dieser Ergebnisse ist zu berücksich-
tigen, dass die Angebotssituation auf dem Strommarkt gegenwärtig durch weitge-
hend abgeschriebene Kraftwerke, erhebliche Überkapazitäten und einen starken
Strompreisverfall gekennzeichnet ist. Im Ergebnis hat sich ein Niveau der Strom-
bezugspreise eingestellt, das deutlich unter den Vollkosten neuer Kraftwerke und
somit unter dem längerfristig zu erwartenden Wettbewerbspreisniveau liegt. Diese
Marktsituation bildet für die Errichtung neuer umweltschonender Stromerzeu-
gungskapazitäten offenkundig ein erhebliches Hemmnis. Sie hat darüber hinaus
bundesweit bereits zur Stillegung bestehender umweltschonender Stromerzeu-
gungskapazitäten geführt. Hievon betroffen ist insbesondere die Kraft-Wärme-
Kopplung.

20 Vgl. im einzelnen Anlage C, S. 39-41
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Der Senat sieht sich durch diese Entwicklung in seiner Auffassung bestätigt, dass
eine ökologische Flankierung der wettbewerblichen Entwicklung des Strom-
marktes erforderlich ist. Er betrachtet insbesondere marktkonforme und energie-
wirtschaftlich sachgerechte Regelungen für die Stromerzeugung auf Basis von
regenerativen Energien und von Kraft-Wärme-Kopplung als eine wesentliche Vor-
aussetzung, um die Klimaschutzziele auf nationaler wie auf örtlicher Ebene zu er-
reichen. Im Bereich der regenerativen Energien hat der Bundesgesetzgeber mit
dem am 1. April 1999 in Kraft getretenen Erneuerbare-Energien-Gesetz das bishe-
rige Stromeinspeisungsgesetz novelliert und damit eine verbesserte finanzielle Ba-
sis für Investionsentscheidungen geschaffen. Im KWK-Bereich ist mit dem Gesetz
zum Schutz der Stromerzeugung aus Kraft-Wärme-Kopplung, das seit dem 18. Mai
2000 in Kraft ist, ein erster Schritt zur Sicherung bestehender Kapazitäten getan
worden. Darüber hinaus hat die Bundesregierung ein KWK-Ausbaugesetz in Aus-
sicht genommen, das einen zusätzlichen Beitrag zur CO2-Minderung auf Bundes-
ebene leisten soll. Eine umfassende und zielführende bundesgesetzliche Regelung
dieser Materie steht jedoch noch aus.

Aus Sicht der bremischen CO2-Minderungspolitik ist festzustellen, dass der Ausbau
der emissionsfreien und emissionsarmen Stromerzeugung kurz- und mittelfristig in
erheblichem Maße von bundesgesetzlichen Regelungen beeinflusst wird. Für pri-
vate Investitionen in die verstärkte Nutzung der Windenergie bestehen mit dem
Erneuerbare-Energien-Gesetz gute Rahmenbedingungen. Der Senat erwartet,
dass der Windkraftausbau im Land Bremen auf dieser Grundlage weiterhin zügig
vorangehen wird. Die Erschließung der erheblichen CO2-Minderungspotentiale im
Bereich der Kraft-Wärme-Kopplung wird in starkem Maße von der weiteren Ent-
wicklung der bundesgesetzlichen Rahmenbedingungen abhängen. Der Senat wird
auf Bundesratsebene alle Bestrebungen unterstützen, die auf die Schaffung markt-
konformer und energiewirtschaftlich sachgerechter Regelungen für die umwelt-
und ressourcenschonende Stromerzeugung in Kraft-Wärme-Kopplung gerichtet
sind.

4 Umwelt- und ressourcenschonende Wärmeversorgung

4.1 Fernwärmebündnis

Das 1996 geschlossene Fernwärmebündnis sieht den Anschluss von rund 120 stadt-
und landeseigenen Gebäuden an das Fernwärmeversorgungsnetz der swb-Gruppe
(ehemals „Stadtwerke Bremen AG“) vor. Das Bündnis verfolgt das Ziel, den
energie- und umweltpolitisch vorteilhaften Ausbau der Fernwärme auf Basis von
Kraft-Wärme-Kopplung zu fördern. Dies geschieht zum einen, indem der rasche
und verlässliche Anschluss der öffentlichen Gebäude die betriebswirtschaftlichen
Anlaufverluste des Fernwärmeausbaus reduziert. Zum anderen ist aus Mitteln des
CO2-Reduktionsprogramms ein direkter Investitionszuschuss von insgesamt 4,5
Mio. DM bewilligt worden. Von dieser unmittelbaren Förderung abgesehen, erfolgt
die Umstellung der einbezogenen öffentlichen Gebäude auf Fernwärme haushalts-
neutral.

Im Rahmen des Fernwärmebündnis wurden bisher 52 öffentliche Gebäude des Lan-
des und der Stadtgemeinde Bremen mit einem Gesamtwärmebedarf von rund
43.500 MWh/a an das Fernwärmeversorgungsnetz der swb-Gruppe angeschlossen.
Aufgrund der damit verbundenen Verdrängung der Energieträger Heizöl und Erd-
gas durch die emissionsarme Fernwärme auf Basis von Kraft-Wärme-Kopplung
wird jährlich der Ausstoß von rund 4.000 Tonnen CO2 vermieden.

Gestützt auf das Fernwärmebündnis hat die swb-Gruppe ihr Fernwärmenetz im
Bremer Westen erheblich ausgebaut. Insbesondere wurde im Oktober 1997 der Bau
einer neuen Haupttransportleitung abgeschlossen, die das Kraftwerk Hafen und
das in der Nähe der Innenstadt gelegene Berufsbildungszentrum miteinander ver-
bindet. Die Stadtteile Gröpelingen und Walle sind damit an die Fernwärme ange-
bunden. Das nach der vollständigen Erschließung und Verdichtung dieser Gebiete
realisierbare CO2-Minderungspotential beträgt annähernd 20.000 Tonnen pro Jahr.

Unter Hinweis auf das seinerzeit sehr niedrige Preisniveau der Konkurrenz-
energien Heizöl und Erdgas hat die swb-Gruppe im Oktober 1998 mitgeteilt, dass
ein weiterer Ausbau der Fernwärme im Bremer Westen vorerst nicht beabsichtigt
sei. Daraufhin wurde der weitere Vollzug des Fernwärmebündnis, insbesondere die
weitere Auszahlung des gewährten Investitionszuschusses, in beiderseitigem Ein-
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vernehmen bis zur Klärung der Perspektiven des Fernwärmeausbaus ausgesetzt.
Die erforderliche Klärung soll bis zum Herbst 2001 herbeigeführt werden.

Die ökologischen und wirtschaftlichen Auswirkungen eines weiteren Fernwärme-
ausbaus in die Stadtteile Bahnhofsvorstadt, Altstadt, Findorff und Neustadt sind im
Rahmen der Arbeitsgruppe Landesenergieprogramm näher untersucht worden.21

Danach könnte durch die Fernwärmeerschließung dieser Gebiete ein zusätzliches
CO2-Minderungspotential von rund 45.000 Tonnen pro Jahr realisiert werden. Bis
2005 wären hiervon etwa 50 % erreicht, die verbleibende Hälfte würde im Zuge der
weiteren Anschlussentwicklung bis zum Jahr 2020 realisiert. Die Wirtschaftlich-
keitsbetrachtung führte unter den getroffenen Annahmen zu positiven Ergebnis-
sen.

4.2 Fernwärmeversorgung Universität/Technologiepark

Die Universität Bremen und der angrenzende Technologiepark werden seit ihrer
Gründung mit Fernwärme aus dem nahegelegenen Müllheizwerk versorgt. In den
letzten Jahren ist das Fernwärmenetz aufgrund des Universitätsausbaus, der Er-
weiterung des Technologieparks und der Anbindung mehrerer Nahwärmeinseln
erheblich erweitert worden. In 1999 wurden rund 150.000 Megawattstunden Fern-
wärme abgegeben.

Die Nutzung der ohnehin anfallenden Abwärme aus der Abfallbehandlung vermei-
det die Verbrennung fossiler Energieträger. Im Ergebnis wird ein Beitrag zur Ein-
sparung nicht erneuerbarer Primärenergie, zur Reduzierung des Ausstoßes von
Luftschadstoffen und insbesondere zur Minderung der CO2-Emissionen geleistet.
Auf der Basis der 1999 realisierten Fernwärmeabgabe errechnet sich gegenüber
einer konventionellen Wärmeversorgung eine CO2-Entlastung um etwa 30.000 Ton-
nen pro Jahr.

Im Berichtszeitraum wurde das Wohngebiet Weidedamm III, eines der größten bre-
mischen Neubaugebiete der letzten Jahre, an das Fernwärmenetz des Müllheiz-
werks angeschlossen. In Weidedamm III sind zurzeit etwa 500 Wohneinheiten fer-
tiggestellt, nach Abschluss der Bebauung werden rund 1.300 Wohneinheiten zur
Verfügung stehen. Die Fernwärmeanbindung des Gebiets wurde aus Mitteln des
CO2-Reduktionsprogramms gefördert. Die Versorgung wurde im Jahr 2000 aufge-
nommen. Die CO2-Entlastung wird nach vollständiger Bebauung rund 2.000 Ton-
nen pro Jahr betragen.

Eine erhebliche Erweiterung des Fernwärmenetzes wird sich im Zuge der Anbin-
dung von zwei Erweiterungsgebieten des Technologieparks ergeben. Hierbei han-
delt es sich um das Gebiet Universität-Ost, das teilweise bereits bebaut ist, sowie
um das Gebiet Achterstraße/Südlich Achterstraße, das gegenwärtig erschlossen
wird. Die Fernwärmeanbindung der beiden Gebiete wird aus Mitteln des Wirt-
schaftspolitischen Aktionsprogramms gefördert. Die CO2-Entlastung wird nach
vollständiger Bebauung rund 4.000 Tonnen pro Jahr betragen.

4.3 Wärmeversorgung von neuen Wohngebieten

Mit der Osterholzer Feldmark befindet sich derzeit eines der größten Neubaugebie-
te in der Stadtgemeinde Bremen in Planung. Der Rahmenplan für die städtebauli-
che Entwicklung sieht hinsichtlich des Wärmeschutzes die Verwirklichung des
Niedrig-Energie-Standards vor. Aufgrund der räumlichen Lage bietet sich ferner
die Möglichkeit, das Gebiet an das Fernwärmenetz des Kraftwerks Hastedt anzu-
schließen und auf diese Weise eine umwelt- und ressourcenschonende Wärme-
versorgung auf Basis von Kraft-Wärme-Kopplung zu gewährleisten. Sollte sich eine
Fernwärmeerschließung aus wirtschaftlichen Gründen als nicht realisierbar erwei-
sen, soll ein entsprechender CO2-Entlastungseffekt durch anderweitige Maßnah-
men herbeigeführt werden, insbesondere durch einen erhöhten Wärmeschutz-
standard und den Einsatz innovativer Heizungstechnik. Ferner sollen die städte-
baulichen Voraussetzungen für die Solarenergienutzung optimiert werden.

Die laufenden Planungen für die Schaffung eines anspruchsvollen innerstädti-
schen Wohnquartiers auf dem Stadtwerder werden ebenfalls unter besonderer Be-
rücksichtigung energie- und umweltpolitischer Belange durchgeführt. Nach einer
Konzept-Studie des Bremer Energie-Instituts bietet das ehemalige Wasserwerks-

21 Vgl. Anlage C, S. 28-31
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gelände gute Voraussetzungen für die Verwirklichung eines solaren Nahwärme-
systems, so dass ein erheblicher Teil des Raumwärmebedarfs auf Basis von Sonnen-
energie gedeckt werden könnte. Insbesondere besteht grundsätzlich die Möglich-
keit, die vorhandenen Reinwasserbehälter als Langzeitwärmespeicher zu nutzen
und auf diese Weise die Investitionskosten des solaren Nahwärmesystems gegen-
über bisherigen Projekten in anderen Kommunen deutlich zu senken. Ferner lässt
das Baugebiet eine Bebauung mit geeigneter Orientierung und weitgehender
Verschattungsfreiheit der Dachflächen zu. Nicht zuletzt bietet der geplante urbane
Charakter des Quartiers mit einer weitgehend verdichteten Bebauung günstige
Voraussetzungen für eine zentrale Wärmeversorgung. Im nächsten Planungsschritt
soll die wirtschaftliche Realisierbarkeit eines solaren Nahwärmesystems unter Be-
rücksichtigung von Fördermöglichkeiten auf Bundes- und EU-Ebene näher geprüft
werden.

5 Energieeinsparung in öffentlichen Gebäuden

5.1 Land und Stadtgemeinde Bremen

Im Berichtszeitraum hat sich der Schulbereich zu einem Schwerpunkt der Aktivitä-
ten zur Energieeinsparung in bremischen öffentlichen Gebäuden entwickelt. Den
Rahmen hierfür bildete das „3/4-plus-Projekt“, das 1994 initiiert und 1998 im Zuge
der Entwicklung einer Lokalen Agenda 21 erheblich erweitert wurde. Träger des
Projekts sind der Senator für Bildung und Wissenschaft und die Bremer Energie-
Konsens GmbH. Darüber hinaus ist eine Reihe von weiteren Kooperationspartnern
beteiligt.22

Im Mittelpunkt des Projekts steht ein finanzielles Anreizsystem, das die teilneh-
menden Schulen am Erfolg von energie- und wassersparenden Maßnahmen be-
teiligt. Diese erhalten insgesamt drei Viertel der erzielten Kostensenkungen erstat-
tet, hiervon 50 % zweckgebunden für weitere Einsparinvestitionen und 25 % zur
freien Verfügung. Die Einsparungen werden im Vergleich zu so genannten Start-
werten ermittelt, die ihrerseits auf der Grundlage von Verbrauchsdaten der Periode
1992 bis 1994 und unter Berücksichtigung von Witterungseinflüssen festgelegt
werden.

Neben diesem Prämiensystem enthält das Projekt eine Reihe von weiteren Elemen-
ten, insbesondere die Identifizierung und Umsetzung von investiven Energie-
sparmaßnahmen. Die Finanzierung dieser Maßnahmen erfolgte bisher hauptsäch-
lich aus energiebezogenen Mitteln des Stadtreparaturfonds sowie aus reinvestiven
Mitteln des 3/4-plus-Projekts. Weitere Elemente betreffen die Bereiche Information,
Motivation und Beratung, die Integration der Thematik in die pädagogische Arbeit
sowie die Entwicklung und Umsetzung von Modellprojekten.

Derzeit nehmen 146 von 170 Bremer Schulen am 3/4-plus-Projekt teil. Der Energie-
und Wasserverbrauch der beteiligten Schulen wurde nach Ermittlungen des Sena-
tors für Bildung und Wissenschaft bis 1999 um rund 15 % gegenüber den Start-
werten reduziert.23 Die erzielte Verbrauchskostenminderung betrug 1999 annä-
hernd 2 Mio. DM. Aufgrund der Einsparung von Heizenergie und Strom wurde
eine Minderung der CO2-Emissionen um rund 5.800 Tonnen pro Jahr erreicht.

Im Gesamtbestand der öffentlichen Gebäude des Landes und der Stadtgemeinde
Bremen wurden im Berichtszeitraum insbesondere folgende Maßnahmen zur
Energieeinsparung durchgeführt:

— In den Jahren 1996 und 1997 wurden im Rahmen des Stadtreparaturfonds insge-
samt 5,0 Mio. DM für energiebezogene Vorhaben bereitgestellt. Diese Mittel
wurden in den Jahren 1997 bis 1999 zur Durchführung investiver Maßnahmen
zur Heizenergieeinsparung sowie zur Stromeinsparung eingesetzt.

— In Anlehnung an das 3/4-plus-Projekt wurde 1998 unter der Bezeichnung „Ver-
brauchs- und Kosteninformation (VKI)“ ein ähnliches Projekt für öffentliche Ge-
bäude außerhalb des Schulbereichs initiiert. Wesentliche Elemente des VKI-Pro-

22 Bremer Energie-Institut (Koordination), Senator für Bau und Umwelt (Energieleitstelle, Abteilung
Wasserwirtschaft), Landesinstitut für Schule, Universität Bremen — Institut für arbeitsorientierte
Allgemeinbildung, swb Enordia GmbH, Bremer Umweltberatung e.V., Waller Beschäftigungs- und
Qualifizierungsgesellschaft, Bremer Baubetrieb.

23 Heizenergieeinsparung: rund 18,9 Mio. kWh (16 %), Stromeinsparung: rund 2,5 Mio. kWh (13 %)
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jekts sind ein finanzielles Anreizmodell, die Einsetzung und Schulung von
Energiebeauftragten für die einbezogenen Gebäude sowie eine monatliche
gebäudescharfe Verbrauchs- und Kostenbilanzierung. Derzeit sind 40 öffentli-
che Gebäude in das Projekt einbezogen.

— Seit 1999 wurden zwei Pilotprojekte zur Erprobung von Contracting-Modellen
in öffentlichen Gebäuden realisiert. Im Rahmen einer europaweiten Ausschrei-
bung wurden die Erneuerung und der Betrieb der Heizungsanlagen in sechs
Bremer Schulen an einen externen Anbieter vergeben. Die zwischenzeitlich er-
folgte Heizungssanierung führte zu einer Brennstoffeinsparung um 17 % und zu
einer CO2-Minderung um 240 Tonnen pro Jahr. Das zweite Projekt betraf die
Erneuerung der Heizungsanlage in einem Verwaltungsgebäude.

— Im Rahmen der Sanierung der Heizzentrale der Bereitschaftspolizei wurde im
Dezember 1999 ein Blockheizkraftwerk (BHKW) mit einer elektrischen Leistung
von 110 kW in Betrieb genommen. Gleichzeitig wurde die Heizkesselanlage er-
neuert und auf Erdgas umgestellt. Die Sanierung der Heizzentrale bewirkt ins-
gesamt eine CO2-Minderung um 580 Tonnen pro Jahr. Hiervon entfallen 420
Jahrestonnen auf das BHKW. In zwei weiteren Dienstgebäuden wurden im No-
vember 1999 zwei kleine BHKW mit einer elektrischen Leistung von jeweils
5,5 kW in Betrieb genommen.

— Bereits seit 1995 gilt für den Neubau von öffentlichen Gebäuden des Landes und
der Stadtgemeinde Bremen ein im Vergleich zur Wärmeschutzverordnung um
30 % verbesserter Wärmeschutzstandard. Im Berichtszeitraum wurden insge-
samt sieben Gebäude, vorwiegend im Schul- und Universitätsbereich, mit einer
Bruttogeschossfläche von rund 20.000 m2 unter Einhaltung dieser Vorgabe er-
richtet. Bei größeren Projekten und besonderen Nutzungsbedingungen wurde
zudem eine energetische Optimierung unter Einsatz eines computergestützten
dynamischen Simulationsmodells durchgeführt. Hierdurch konnten energie-
intensive Klimaanlagen häufig ganz vermieden oder erheblich kleiner dimen-
sioniert werden.

Neben diesen auf eine mengenmäßige Energieeinsparung gerichteten Aktivitäten
wurden die mit der Liberalisierung des Strommarktes entstandenen Möglichkeiten
zur Realisierung von Preissenkungen genutzt. So konnten im Frühjahr 1999 die
Verhandlungen über den Strombezug für die öffentlichen Gebäude des Landes und
der Stadtgemeinde Bremen erfolgreich abgeschlossen werden. Im Ergebnis wurde
eine Reduzierung der Strombezugskosten um mehr als 20 % erreicht.

Die Bürgerschaft (Landtag) hat den Senat mit Beschluss vom 6. Juli 2000 aufgefor-
dert, am Modellbeispiel des Bremer Rathauses die Versorgung öffentlicher Gebäu-
de mit „Ökostrom“ zu prüfen.24 Der Senat hat der Bürgerschaft am 20. Februar 2001
einen entsprechenden Bericht zugeleitet.25 Wesentliches Ergebnis dieses Berichts
ist es, dass in den öffentlichen Gebäuden des Landes und der Stadtgemeinde Bre-
men noch erhebliche unausgeschöpfte Stromsparpotentiale vorhanden sind, deren
Erschließung im Interesse sowohl der Haushaltssanierung als auch der CO2-Min-
derung geboten ist. Der Senat beabsichtigt daher, bis zum Herbst 2001 ein Strom-
sparprogramm für die bremischen öffentlichen Gebäude zu entwickeln und dessen
Finanzierung sicherzustellen. Der Bericht zeigt ferner, dass eine beachtliche weite-
re CO2-Minderung erreicht werden könnte, wenn der nach Ausschöpfung der Ein-
sparpotentiale verbleibende Strombedarf durch Ökostrombezug gedeckt würde. Al-
lerdings wäre die Erschließung dieses Potentials mit erheblichen Mehrkosten ver-
bunden.

Der Senat hat am 12. Dezember 2000 eine grundlegende Neuordnung des öffentli-
chen Liegenschaftswesens auf der Grundlage eines Vermieter-Mieter-Modells be-
schlossen. Er wird sicherstellen, dass die Belange der Energieeinsparung und der
CO2-Minderung im Zuge der weiteren Konkretisierung und Umsetzung dieses Vor-
habens angemessen berücksichtigt werden. Insbesondere ist zu gewährleisten,
dass die Erträge von investiven Maßnahmen zur Energieeinsparung dem Investor
zufließen. Ferner ist dafür Sorge zu tragen, dass im Rahmen des anstehenden
Sanierungsprozesses des öffentlichen Gebäudebestands die vorhandenen Potentia-
le zur Senkung des Energieverbrauchs und zur Minderung der CO2-Emissionen
ausgeschöpft werden.

24 Vgl. Bürgerschaft (2000)

25 Vgl. Senat (2001)
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5.2 Stadtgemeinde Bremerhaven

In der Stadtgemeinde Bremerhaven wurden die Aktivitäten zur Energieeinsparung
in öffentlichen Einrichtungen und Gebäuden erfolgreich fortgesetzt. Im Berichts-
zeitraum lagen die Schwerpunkte in folgenden Bereichen:

— Im Schuljahr 1998/99 wurde das „Energie-Spar-Programm Schulen“ eingeführt.
Im Rahmen des Programms soll der Gedanke der Energieeinsparung und der
damit verbundenden Emissionsminderung von den Schülerinnen und Schülern
praktisch erfahren und umgesetzt werden. Als Anreiz erhalten die teilnehmen-
den Schulen eine finanzielle Beteiligung an den eingesparten Bewirt-
schaftungsmitteln in Höhe von 70 %. Das Programm wurde mit fünf Schulen
begonnen und konnte bis zum Schuljahr 2000/2001 auf 14 Schulen ausgedehnt
werden. Für das Jahr 2001 ist eine Ausweitung auf Verwaltungsgebäude und
Kindertagesstätten vorgesehen.

— Ab 1999 aufgrund der rückläufigen Strompreisentwicklung eingesparte Mittel
wurden für energiesparende technische Maßnahmen eingesetzt. In diesem Rah-
men wurden insbesondere Beleuchtungsanlagen optimiert oder ausgetauscht,
Steuerungen und Pumpen in Heizungsanlagen erneuert und diverse elektrische
Schaltungen automatisiert. Erste Ergebnisse in Bezug auf die erzielten Strom-
einsparungen werden voraussichtlich Anfang 2002 vorliegen.

— Im Berichtszeitraum wurden vier von 35 Schulen mit einem Investitionsaufwand
von insgesamt 22,4 Mio. DM grundsaniert. In diesem Rahmen wurden Wärme-
dämmungen an den Außenwänden vorgenommen und technische Anlagen er-
neuert. Nach Angaben des Hochbauamts Bremerhaven wurde der Energiever-
brauch der sanierten Gebäude im Durchschnitt um 20 % gesenkt. Weiterhin wur-
den die Beleuchtungsanlagen in zwei Sporthallen saniert. Der Stromverbrauch
der beiden Hallen wurde hierdurch nach Angaben des Hochbauamts Bremerha-
ven um rund 25 % reduziert.

6 Energiepolitische Förderangebote

6.1 Vorbemerkungen

Im Berichtszeitraum wurde die Förderung der rationellen Energienutzung und der
regenerativen Energien weitergeführt. Wie bereits in den Vorjahren umfassten die
Aktivitäten drei Bereiche:

— Breitenförderprogramme im Bereich der rationellen Energienutzung,

— Breitenförderprogramme im Bereich der Solarenergienutzung,

— energiebezogene Förderprojekte im Rahmen der Wirtschaftsstrukturpolitik.

Im Folgenden werden zunächst die in den einzelnen Bereichen geförderten Projek-
te beschrieben. Anschließend wird ein Gesamtüberblick über die für energiepoliti-
sche Fördermaßnahmen eingesetzten Haushaltsmittel gegeben.

6.2 Breitenförderprogramme im Bereich der rationellen Energienutzung

Im Berichtszeitraum wurde die Breitenförderung von Maßnahmen der rationellen
Energienutzung fortgesetzt. Die verfügbaren Haushaltsmittel wurden hierbei auf
Maßnahmenbereiche konzentriert, die sich durch eine hohe CO2-bezogene
Fördereffizienz auszeichnen.

Im Einzelnen handelt es sich um die Breitenförderprogramme Wärmeschutz im
Wohngebäudebestand, Ersatz von Elektroheizungen und Ersatz von elektrischer
Warmwasserbereitung, die sich schwerpunktmäßig an private Eigentümer selbst-
genutzten Wohnraums richten. Im Rahmen des Wärmeschutzprogramms werden
energetisch hochwertige Wärmedämmungen und Verglasungen in bestehenden
Wohngebäuden mit maximal zehn Wohneinheiten bezuschusst. Die beiden Strom-
sparprogramme fördern den Ersatz von elektrischen Raumheizungen und elektri-
schen Warmwasserbereitungsanlagen durch umweltverträglichere Wärme-
versorgungssysteme auf Basis von Fernwärme, Erdgas oder Heizöl.26

26 Seit Anfang des Jahres kann ferner das KfW-CO2-Gebäudesanierungsprogramm in Anspruch ge-
nommen werden. Hierbei handelt es sich um ein Kreditverbilligungsprogramm des Bundes, das
aufgrund seiner Ausgestaltung vornehmlich für Wohnungsbaugesellschaften von Interesse ist und
insbesondere in dieser Hinsicht eine sinnvolle Ergänzung der Förderangebote des Landes darstellt.
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Tabelle 6.1:

Breitenförderprogramme im Bereich der rationellen Energienutzung
Mitteleinsatz und CO2-Effekte im Zeitraum 1997 bis 2000

1997 1998 1999 2000 Gesamt

1 Anzahl der geförderten Projekte

Wärmeschutz im Wohngebäudebestand 140 104 431 543 1.218

Ersatz von Elektroheizungen 51 68 126 70 315

Ersatz von elektr. Warmwasserbereitung 109 250 439 562 1.360

Insgesamt 300 422 996 1.175 2.893

2 Eingesetzte Fördermittel (in TDM)

Wärmeschutz im Wohngebäudebestand 470 212 936 1.039 2.658

Ersatz von Elektroheizungen 179 310 539 272 1.300

Ersatz von elektr. Warmwasserbereitung 184 476 826 1.058 2.544

Insgesamt 833 998 2.301 2.369 6.502

3 Direkte CO2-Minderungseffekte (in Tonnen pro Jahr)*

Wärmeschutz im Wohngebäudebestand 395 178 787 873 2.233

Ersatz von Elektroheizungen 371 641 1.116 563 2.691

Ersatz von elektr. Warmwasserbereitung 99 257 446 570 1.372

Insgesamt 865 1.076 2.349 2.007 6.297

* Hochrechnung auf Basis der eingesetzten Fördermittel und des spezifischen Förderaufwandes je
Tonne CO2. Vgl. hierzu die Evaluation der energiepolitischen Förderprogramme des Landes Bremen
(LEP 1996, Anlage E, S. 20, Tabelle 7)

Tabelle 6.1 vermittelt einen Überblick über die im Berichtszeitraum geförderten
Projekte und den Umfang der eingesetzten Fördermittel. Ferner werden die direk-
ten CO2-Minderungseffekte angegeben, das heißt die unmittelbar durch die geför-
derten Maßnahmen vermiedenen CO2-Emissionen. Bei der Interpretation dieser
Kennzahl ist zu beachten, dass energiepolitische Förderprogramme darüber hinaus
weitere positive Wirkungen haben, beispielsweise Nachahmungseffekte im Nach-
barschaftsbereich oder Erfahrungseffekte im ausführenden Handwerk, deren
Quantifizierung jedoch nur mit einem sehr hohen methodischen Aufwand möglich
wäre.27 Im Ergebnis ist festzustellen, dass von 1997 bis 2000 annähernd 2.900 Ein-
zelprojekte mit einem Mittelaufwand von etwa 6,5 Mio. DM unterstützt wurden.
Als unmittelbare Wirkung der geförderten Maßnahmen wird jährlich der Ausstoß
von rund 6.300 Tonnen CO2 vermieden.

6.3 Förderung der Solarenergienutzung

Die Nutzung der Solarenergie wird vom Land Bremen seit Beginn der neunziger
Jahre gefördert. Zu unterscheiden sind hierbei die Stromerzeugung aus Sonnen-
licht (Photovoltaik) und die Nutzung der Solarenergie zur Wärmebereitstellung,
insbesondere zur Warmwasserbereitung (thermische Solarenergienutzung).

Die Förderung der Photovoltaik wurde 1991 mit der Beteiligung am „Tausend-Dä-
cher-Programms“ des Bundes und der Länder aufgenommen. In diesem Rahmen
wurden bis einschließlich 1995 insgesamt 66 Photovoltaikanlagen mit einer Ge-
samtleistung von 149 kWpeak im Land Bremen errichtet. Im Berichtszeitraum konnte
die installierte Solarstromkapazität im Rahmen von mehreren Förderprogrammen
und Einzelprojekten deutlich ausgebaut werden:

— Im Mai 1997 ist das Photovoltaik-Kraftwerk „Auf dem Kruge“ in Betrieb gegan-
gen. Die Solarzellen der Anlage, die auf 80 Reihenhäusern einer Neubausied-
lung in Bremen Oslebshausen installiert sind, haben eine Gesamtfläche von
1.920 Quadratmetern und liefern eine elektrische Leistung von 200 kWpeak. Das
Sonnenkraftwerk wurde im Rahmen eines überregional beachteten Modell-

27 Vgl. hierzu LEP 1996, Abschnitt 3.4 (S. 34-37)
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projekts realisiert, das gemeinsam von der swb AG und der Bremischen Gesell-
schaft für Stadterneuerung, Stadtentwicklung und Wohnungsbau verwirklicht
und aus Mitteln der Europäischen Union und des Landes Bremen gefördert wur-
de.

— Von Juli 1998 bis Januar 2000 haben das Land Bremen und die swb AG ein wei-
teres breitenorientiertes Programm zur Förderung der Solarstromerzeugung
durchgeführt. In diesem Rahmen sind insgesamt 65 Photovoltaikanlagen mit ei-
ner elektrischen Gesamtleistung von 115,2 kWpeak realisiert worden.

— In den Jahren 1998 und 1999 wurden im Rahmen des Förderprogramms
„SonneOnline“, das gemeinsam von der swb AG und der PreussenElektra AG
getragen wurde, an zehn Bremer Schulen Photovoltaikanlagen mit einer Lei-
stung von jeweils 1 kWpeak errichtet. Die Förderung umfasste auch die Einrich-
tung von Internetanschlüssen und die Internetpräsentation der Projekte.

— Ferner wurde 1997 in einem Bremer Gastronomiebetrieb eine Photovoltaik-
anlage mit einer elektrischen Leistung von 9,5 kWpeak in Betrieb genommen. Die
Anlage war Bestandteil eines energietechnischen Modellprojekts, das gemein-
sam von der Bremer Energie Konsens GmbH und der swb AG unterstützt wurde.

Tabelle 6.2 vermittelt einen Gesamtüberblick über den Ausbaustand der
Photovoltaik im Land Bremen. Danach wurden seit 1991 insgesamt 133
Photovoltaikanlagen mit einer elektrischen Gesamtleistung von 474 kWpeak in Be-
trieb genommen. Hiervon entfallen 200 kWpeak (42,2 %) auf das Photovoltaik-Kraft-
werk „Auf dem Kruge“.

Tabelle 6.2

Solaranlagen im Land Bremen*

Photovoltaik Thermische
Solarenergienutzung**

Installierte Installierte Installierte Installierte
Anlagen Leistung Anlagen Kollektor-

in kWpeak fläche
in qm

1 Förderprogramme

1991-1996 66 149,2 165 982,1

1997-2000 65 115,2 244 1.494,3

Insgesamt 131 264,4 409 2.476,4

2 Einzelprojekte

1991-1996 – – 2 2.480,0

1997-2000 2 209,5 1 21,0

Insgesamt 2 209,5 3 2.501,0

3 Insgesamt

1991-1996 66 149,2 167 3.462,1

1997-2000 67 324,7 245 1.515,3

Insgesamt 133 473,9 412 4.977,4

* Erfasst sind Anlagen, die im Zeitraum 1991 bis Januar 2000 im Rahmen von Fördermaßnahmen des
Landes Bremen oder anderer bremischer Einrichtungen realisiert wurden.

** Einschließlich Solarabsorberanlagen in Freibädern (2 Anlagen, Gesamtfläche 2.480 qm)

Die Förderung der thermischen Solarenergienutzung wurde 1993 aufgenommen.
Im Rahmen eines seinerzeit gestarteten Breitenförderprogramms des Landes konn-
ten bis 1996 insgesamt 165 Sonnenkollektoranlagen mit einer Gesamtfläche von
982 Quadratmetern realisiert werden. Ferner wurden im Rahmen eines größeren
Modellprojekts zwei Solarabsorberanlagen in Bremer Freibädern gefördert. Im Be-
richtszeitraum wurde insbesondere die Breitenförderung von Sonnenkollektoran-
lagen fortgesetzt und durch eine gezielte Öffentlichkeitsarbeit intensiviert:
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— Das Breitenförderprogramm „Thermische Solarenergienutzung“ wurde in Ko-
operation mit der swb AG weitergeführt.

— Auf Initiative der Bremer Energie-Konsens GmbH wurde im Februar 1999 die
„Solarinitiative Bremen“ gegründet, eine Interessengemeinschaft von mittler-
weile 23 Institutionen, der neben senatorischen Dienststellen auch Verbände des
Handwerks, Forschungseinrichtungen, Beratungsstellen und Energieunter-
nehmen angehören.

— Im Rahmen der Solarinitiative wurden insbesondere gezielte Öffentlichkeits-
kampagnen durchgeführt, die auf breites Interesse gestoßen sind („Solar-
aktionswochen“ in 1999 und 2000).

Infolge dieser vielfältigen Aktivitäten wurde das Breitenförderangebot deutlich
stärker in Anspruch genommen als in der ersten Hälfte der neunziger Jahre. So
konnten im Berichtszeitraum 244 thermische Solaranlagen mit einer Gesamt-
kollektorfläche von 1.494 Quadratmetern realisiert werden. Ferner wurde im Rah-
men eines mit Landesmitteln geförderten Modellprojekts der Einsatz einer Solaran-
lage zur Unterstützung der Raumheizung verwirklicht. Einen Gesamtüberblick
über den Ausbaustand der thermischen Solarenergienutzung im Land Bremen gibt
Tabelle 6.2. Danach sind mittlerweile über 400 thermische Solaranlagen mit einer
Gesamtkollektorfläche von annähernd 5.000 Quadratmetern in Betrieb.

Im Verlauf der vergangenen beiden Jahre haben sich die bundesweiten Rahmen-
bedingungen für die Nutzung der Solarenergie nachhaltig verändert. Einen we-
sentlichen Einschnitt markiert hierbei das am 1. April 2000 in Kraft getretene Er-
neuerbare-Energien-Gesetz (EEG), das die Abnahme und Vergütung von Strom
aus regenerativen Energien regelt und das bisherige Stromeinspeisungsgesetz ab-
löst. Im Rahmen des EEG sind die Vergütungen für Stromeinspeisungen aus
Photovoltaikanlagen deutlich angehoben worden. So gilt für Anlagen, die bis Jah-
resende 2000 in Betrieb gehen, ein fester Vergütungssatz von 99 Pfennigen je Kilo-
wattstunde (gegenüber 16,5 Pf/kWh nach bisheriger Regelung). Parallel hierzu hat
der Bund seine Förderangebote im Bereich der Solarenergienutzung erheblich aus-
geweitet. Im Rahmen des „100.000-Dächer-Programms“ wird die Errichtung von
Photovoltaikanlagen zusätzlich durch die Gewährung von zinsverbilligten Krediten
unterstützt. Ferner werden auf der Grundlage der „Richtlinien zur Förderung von
Maßnahmen zur Nutzung erneuerbarer Energien“ Investitionszuschüsse für die
Errichtung von thermischen Solaranlagen gewährt.

Die bremischen Förderangebote im Solarbereich wurden Anfang des Jahres 2000
an die veränderte Situation angepasst. Aufgrund der deutlich verbesserten wirt-
schaftlichen Realisierungsbedingungen für Projekte der Solarenergienutzung wur-
de die Gewährung von Investitionszuschüssen eingestellt und durch ein
Beratungsprogramm ersetzt, das die Förderangebote des Bundes begleitet und de-
ren Inanspruchnahme erleichtert. Im Rahmen des Programms, das gemeinsam vom
Land Bremen und der Bremer Energie-Konsens GmbH getragen wird, informieren
insgesamt vier Beratungsstellen über die Förderangebote des Bundes, geben fachli-
che Empfehlungen zur konkreten Ausgestaltung von Solarprojekten und leisten
Hilfestellung bei der Antragstellung im Rahmen der Bundesförderprogramme.
Nach den bisher gesammelten Erfahrungen wird das Beratungsangebot von den
Bürgerinnen und Bürgern gut angenommen.

6.4 Energieprojekte im gewerblichen Sektor

Im Berichtszeitraum wurde die Förderung von energietechnischen Modell-
projekten im gewerblichen Sektor sowie von energiebezogenen Forschungs- und
Entwicklungsvorhaben fortgesetzt. Die Finanzierung dieser Maßnahmen erfolgte
aufgrund ihres wirtschaftsstruktur- und technologiepolitischen Bezugs aus Mitteln
des Wirtschaftspolitischen Aktionsprogramms. Einen Schwerpunkt der Förder-
maßnahmen bildete die rationelle Energienutzung im Gewerbebau:

— Im Rahmen eines Modellvorhabens wurde 1997 der Neubau eines besonders
energieeffizienten Bürogebäudes im Technologiepark Bremen unterstützt. In
diesem Querschnittsprojekt wurden unter dem Leitbild eines „Low-energy-
office“ energiesparende Maßnahmen in den verschiedensten Bereichen inte-
griert. Diese umfassten einen verbesserten baulichen Wärmeschutz, eine
energiebewusste Elektroplanung, Maßnahmen in den Bereichen Wärme-
rückgewinnung und Kühlung, den Einsatz anspruchsvoller Gebäudeleittechnik,
die thermische Solarenergienutzung sowohl zur Warmwasserbereitung als auch



— 21 —

zur Unterstützung der Raumheizung sowie die Errichtung einer Photo-
voltaikanlage mit einer Leistung von 10 kWpeak.

— Im Rahmen eines weiteren Modellvorhabens wurde 1999 erstmals der soge-
nannte Passivhausstandard in einem gewerblich genutzten Gebäude verwirk-
licht. Das geförderte Bürogebäude, das in einem Gewerbegebiet in Bremerhaven
errichtet wurde und als Kompetenzzentrum für ökologisches Bauen genutzt
wird, erreicht aufgrund eines besonders aufwendigen Wärmeschutzes und des
Einsatzes von Wärmerückgewinnungstechnik einen extrem niedrigen Energie-
verbrauchswert, der weit unter dem Standard eines Niedrigenergiehauses liegt
(10 gegenüber 50 bis 70 kWh je qm und Jahr). Die Warmwasserbereitung erfolgt
über eine Solaranlage.

— Darüber hinaus wurde die Errichtung einer Produktionshalle im Niedrig-
energiestandard unterstützt. Das ebenfalls in Bremerhaven realisierte Projekt
umfasst einen stark verbesserten baulichen Wärmeschutz, energiesparende
Maßnahmen im Beleuchtungsbereich sowie den Einsatz eines kleinen Block-
heizkraftwerks.

Im Berichtszeitraum wurde ferner die Förderung der dezentralen Kraft-Wärme-
Kopplung weitergeführt. In diesem Bereich wurde in den Jahren 1997 und 1998 die
Errichtung von zwei Blockheizkraftwerken in Bremerhaven ermöglicht, die über
eine elektrische Leistung von 152 beziehungsweise 280 Kilowatt verfügen. Weitere
Fördermaßnahmen betrafen die Bereiche Energieeinsparung im Gaststättengewer-
be und Lüftungstechnik in gewerblichen Niedrig-Energie-Gebäuden.

Im Forschungs- und Entwicklungsbereich wurden mehrere Vorhaben auf dem Ge-
biet der Windkraftnutzung gefördert. Diese betrafen die statische Sicherheit von
Windkraftanlagen der Megawattklasse, die Weiterentwicklung eines 2-MW-Proto-
typs zu einer Serienmaschine sowie die Nutzung der Windkraft im Rahmen eines
elektrizitätswirtschaftlichen Verbundsystems. Ein weiteres Projekt zur Förderung
von Untersuchungen für ein Demonstrationsvorhaben im Bereich der Offshore-
Windkraftnutzung befindet sich zurzeit in Vorbereitung. Weitere Projekte im
Forschungs- und Entwicklungsbereich betrafen die Abwärmenutzung, die gesamt-
energetische Planung von Wohngebäuden und die Umwandlung von bei Bremsvor-
gängen freiwerdender Energie in elektrische Energie.

6.5 Förderangebote der swb Enordia

Im Berichtszeitraum wurden Fördermittel für Maßnahmen zur CO2-Minderung
auch von der swb Enordia GmbH (vormals „Stadtwerke Bremen AG“) bereitgestellt.
Hervorzuheben sind insbesondere folgende Angebote:

— Im Rahmen des Programms „Geld aus der Steckdose“ wurden von 1997 bis 2000
2,25 Mio. DM für stromsparende Maßnahmen im gewerblichen Sektor bereitge-
stellt. Gefördert wurden insgesamt 290 Einzelprojekte, insbesondere auf den Ge-
bieten Beleuchtung, Kühlung und Substitution von Strom durch Erdgas. Die er-
zielte CO2-Minderung beträgt nach Angaben des Unternehmens 1.250 Tonnen
pro Jahr.

— In den Jahren 1999 und 2000 wurde die Umstellung von Heizungsanlagen auf
Erdgas-Brennwerttechnik im Leistungsbereich bis 150 Kilowatt mit Zuschüssen
in Höhe von 500 bis 1000 DM je Anlage unterstützt. In diesem Rahmen wurden
insgesamt 969 Einzelprojekte mit einem Mittelaufwand von 400.000 DM geför-
dert. Im Ergebnis konnte nach Unternehmensangaben eine CO2-Entlastung um
730 Tonnen pro Jahr bewirkt werden.

Weitere Förderangebote betrafen die Anschaffung von Kühl- und Gefriergeräten
der Energieeffizienzklasse A, die Reduzierung des Stand-by-Verbrauchs von Fern-
sehgeräten, den Einsatz von Erdgas im Fahrzeugbereich und die Nutzung der
Windkraft zur Stromerzeugung. Darüber hinaus wurde in Kooperation mit dem
Land die Nutzung der Solarenergie sowohl zur Warmwasserbereitung als auch zur
Stromerzeugung gefördert.28

6.6 Haushaltsmittel für energiepolitische Fördermaßnahmen

Haushaltsmittel für energiepolitische Fördermaßnahmen werden im CO2-
Reduktionsprogramm des Umweltressorts sowie im Ökologiefonds des Wirtschafts-

28 Vgl. hierzu Abschnitt 4.3
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politischen Aktionsprogramms (WAP-Ökofonds) zur Verfügung gestellt. Energie-
technologische Projekte, die neben ihren umweltentlastenden Wirkungen einen er-
heblichen technologie- und wirtschaftsstrukturpolitischen Bezug aufweisen, wer-
den regelmäßig aus Mitteln des WAP-Ökofonds gefördert. Aus dem CO2-
Reduktionsprogramm werden schwerpunktmäßig die energiepolitischen
Breitenförderprogramme im Bereich des baulichen Wärmeschutzes und des Strom-
sparens finanziert, die sich vornehmlich an private Haushalte richten.

Tabelle 6.3:

Haushaltsmittel für energiepolitische Fördermaßnahmen
Mittelabflüsse im Zeitraum 1997 bis 2000

CO2- WAP-Ökofonds Insgesamt
Reduktions-
programm

TDM

1997 3.286 1.796 5.082

1998 1.943 2.112 4.054

1999 3.328 671 4.000

2000 2.863 388 3.251

Insgesamt 11.420 4.967 16.387

Die im Berichtszeitraum verausgabten Haushaltsmittel sind in Tabelle 6.3 darge-
stellt. Danach sind in den Jahren 1997 bis 2000 insgesamt 16,4 Mio. DM für die
Förderung energiebezogener Projekte aufgewendet worden. Dies entspricht einem
jahresdurchschnittlichen Fördervolumen von 4,1 Mio. DM.

Im Haushaltsjahr 2001 steht für das CO2-Reduktionsprogramm ein Haushaltsan-
schlag von 2,5 Mio DM zur Verfügung. Im Rahmen des WAP-Ökofonds ist für die
Förderung energiebezogener Projekte ein Mittelabfluss von rund 7 Mio. DM ge-
plant. Verantwortlich für den diskontinuierlichen Abflussverlauf im WAP-Bereich ist
in erster Linie die Förderung des Windkraftprojekts Mahndorf.29 Hierfür haben die
Wirtschaftsförderungsausschüsse mit Beschluss vom 5. Oktober 2000 Fördermittel
in Höhe von 5,56 Mio. DM bereitgestellt, die jedoch erst in 2001 abfließen werden.

7 Bremer Energie-Konsens

7.1 Vorbemerkungen

Die Bremer Energie-Konsens GmbH ist eine gemeinnützige Einrichtung, die von
der Freien Hansestadt Bremen, der swb AG und den privaten Anteilseignern der
swb AG gemeinsam getragen wird. Die 1997 gegründete Gesellschaft widmet sich
der Förderung von Maßnahmen und Kenntnissen des Klimaschutzes, der rationel-
len Energieverwendung und der regenerativen Energien. Sie bietet darüber hinaus
ein Forum für die Diskussion aktueller Fragen einer ökologisch orientierten Ener-
giepolitik.

7.2 Schwerpunkte der bisherigen Tätigkeit

Die Tätigkeit der Bremer Energie-Konsens GmbH umfasst ein breites Spektrum
von Aktivitäten, insbesondere die Förderung innovativer Pilotprojekte, die Durch-
führung von Qualifizierungs- und Weiterbildungmaßnahmen sowie die Initiierung
und Koordination von Kooperationsprojekten. Einen herausragenden inhaltlichen
Arbeitsschwerpunkt bildet die rationelle Energienutzung im Baubereich. Weitere
Arbeitsfelder sind die thermische Solarenergienutzung, die Zertifizierung von
„grünem Strom“ unter Bedingungen eines liberalisierten Elektrizitätsmarkts sowie
aktuelle energietechnische und energiepolitische Fragen.

Die Aktivitäten zur rationellen Energienutzung im Bausektor betreffen zum einen
den Weiterbildungsbereich. Mit dem Programm „Bremer Impulse — Bauen + Ener-
gie“ wurde im April 1999 ein auf fünf Jahre angelegtes Weiterbildungsprogramm
gestartet, das sich an mit Bauen befasste Fachleute sowie interessierte Baufamilien

29 Vgl. Abschnitt 3.3
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und Haushalte richtet. Angeboten werden insbesondere Fachseminare für Planer,
Architekten und Gewerke, Wochenendseminare und Bildungsurlaube für Bau-
familien und Haushalte, Expertengespräche zu innovativen Techniken sowie Ex-
kursionen zu Baustellen und fertiggestellten Mustervorhaben. In 1999 wurden ins-
gesamt 16 und in 2000 insgesamt 48 Veranstaltungen dieser Art durchgeführt. Das
Budget des Programms für den Zeitraum bis 2003 beträgt 2,5 Mio. DM. Kooperati-
onspartner sind die Wirtschafts- und Sozialakademie der Angestelltenkammer, die
Volkshochschulen in Bremen und Bremerhaven, die Architektenkammer, das
Berufsförderungszentrum der Handwerkskammer sowie ähnliche Impulspro-
gramme anderer Bundesländer.

Darüber hinaus fördert die Bremer Energie-Konsens GmbH innovative ener-
getische Ansätze im Baubereich im Rahmen von mehreren Pilotprojekten und
-programmen:

— Das Pilotförderprogramm „Remodernisierung und Wärmeschutz“ bietet Unter-
stützung bei der Sanierung von „Bremer Häusern“, die in den sechziger und
siebziger Jahren starke stilistische Veränderungen im äußeren Erscheinungsbild
erfahren haben, insbesondere durch die Veränderung der ursprünglichen
Fensterproportionen, das Abschlagen von Stuck- und Zierelementen und die
Verkleidung mit Fassadenplatten. Förderfähig sind Sanierungsvorhaben, die auf
eine Wiederherstellung der ursprünglichen Fassadenqualität abzielen und die
Lösung dieser gestalterischen Aufgabe mit einem hochwertigen baulichen Wär-
meschutz verbinden wollen. Im Rahmen des Pilotprogramms werden insgesamt
20 Bremer Häuser aus unterschiedlichen Bauperioden und mit unterschiedli-
chen gestalterischen und technischen Problemstellungen gefördert.

— Das Pilotprojekt „CO2-Niedrig-Haus“ richtet sich auf den Neubaubereich und
verbindet den Wärmeschutzstandard des Niedrig-Energie-Hauses mit dem ver-
stärkten Einsatz des CO2-armen Energieträgers Erdgas. Im Rahmen des in Bre-
men-Brokhuchting realisierten Vorhabens werden insgesamt 15 Reihenhäuser
im Niedrig-Energie-Standard errichtet und mit einer neuartigen kostengünsti-
gen Heizungs- und Warmwasserbereitungstechnik auf Erdgasbasis, einem Gas-
herd und einem gasbeheizten Wäschetrockner ausgestattet. Der Einsatz des En-
ergieträgers Erdgas auch im Haushaltsbereich wird hierbei durch eine neuartige
Verlege- und Anschlusstechnik ermöglicht (flexible Rohrleitungen ohne
Schweißbedarf, Gassteckdosen).

— Im Rahmen weiterer Pilotvorhaben werden mehrere innovative Einzelprojekte
gefördert. Hierzu gehören die bundesweit erstmalige Realisierung des Passiv-
hausstandards in einem Schulgebäude, die Pilotanwendung innovativer Kälte-
technik in Verbindung mit thermischer Solarenergienutzung und Fernwärme-
einsatz in einem gewerblich genutzten Gebäude im Technologiepark Bremen
sowie der Einsatz einer Grundwasserkühlung in einem Seminar- und Tagungs-
gebäude.

Einen wesentlichen Aufgabenbereich bildet ferner die Unterstützung und Koordi-
nierung von komplexen energiebezogenen Kooperationsprojekten. In diesem Zu-
sammenhang sind insbesondere die Solarinitiative Bremen30 und das 3/4-plus-Pro-
jekt zur Energieeinsparung in Schulen31 hervorzuheben.

30 Vgl. Abschnitt 6.3

31 Vgl. Abschnitt 5.1
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Anlage A:

Bremisches Energiegesetz vom 17. September 1991
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Anlage B:

Statistische Daten zur Entwicklung des Energieverbrauchs und der CO2-Emissio-
nen im Land Bremen

Methodische Vorbemerkungen

Die folgenden statistischen Daten zum Energieverbrauch und zu den CO2-Emissio-
nen beruhen auf den Energie- und CO2-Bilanzen des Landes Bremen und der bei-
den Stadtgemeinden, die vom Statistischen Landesamt in jährlicher Folge erstellt
werden. Energie- und CO2-Bilanzen für das Land Bremen liegen ab dem Bilanzjahr
1981, für die Stadtgemeinden Bremen und Bremerhaven ab 1989 vor.

Die Erstellung der Energiebilanzen erfolgte nach einer einheitlichen, im Länder-
arbeitskreis Energiebilanzen abgestimmten Methodik. Mit dem Bilanzjahr 1995
wurden — in Anpassung an international übliche Verfahren sowie aufgrund der
Einführung einer neuen Systematik der Wirtschaftszweige im Produzierenden Ge-
werbe — die methodischen Vorgaben für die Bilanzierung einer Revision unterwor-
fen. Die in den folgenden Tabellen dargestellten Zahlen und Begriffe folgen der seit
1995 gültigen Methodik. Aufgrund der Umstellung auf die neue Systematik der
Wirtschaftszweige war eine durchgehende Darstellung des Energieverbrauchs und
der CO2-Emissionen des Verarbeitenden Gewerbes in der bisher üblichen
Detaillierung nicht mehr möglich. Es wurden daher in den langen Reihen nur sol-
che Wirtschaftszweige ausgewiesen, auf welche der Systematikwechsel im Wesent-
lichen ohne Auswirkung geblieben ist, die übrigen wurden unter „Sonstige Wirt-
schaftszweige“ zusammengefasst. Die früher übliche Bezeichnung „Haushalte und
Kleinverbraucher“ wurde durch die neu eingeführte Zusammenfassung „Haushal-
te, Gewerbe, Handel, Dienstleistungen und übrige Verbraucher“ (Haushalte,
GHD) ersetzt. Schließlich werden die militärischen Dienststellen nicht mehr geson-
dert ausgewiesen, sondern deren Energieverbrauch unter „Verkehr“ bzw. „Haus-
halte, GHD“ subsumiert.

Die Ermittlung der CO2-Emissionen folgt ebenfalls der im Länderarbeitskreis Ener-
giebilanzen zwischen den Ländern abgestimmten Methodik. Der Berechnung lie-
gen die vom Umweltbundesamt ermittelten spezifischen CO2-Faktoren für die je-
weiligen Energieträger zu Grunde. Die im Folgenden dargestellten Emissionen
sind den auf den Endenergieverbrauch bezogenen „Verursacherbilanzen“ des Lan-
des und der beiden Stadtgemeinden entnommen. Im Unterschied zu den primär-
energieverbrauchsbezogenen „Quellenbilanzen“ werden bei dieser Darstellung die
Emissionen der Kraft- und Heizwerke sowie generell des Umwandlungsbereichs
nicht als solche ausgewiesen, sondern nach dem Verursacherprinzip den sie verur-
sachenden Endverbrauchersektoren zugeordnet. Hinsichtlich der Emissionen aus
der Stromerzeugung beinhaltet dies, dass die Emissionen für den Exportstrom aus
der Berechnung ausgeschieden, hingegen die Emissionen für den importierten
Strom zunächst in das Gesamtvolumen der auf den Stromverbrauch im Lande zu-
rückzuführenden Emissionen eingerechnet werden mussten, bevor dies — im Ver-
hältnis ihres Anteils am gesamten Stromverbrauch — auf die einzelnen
Verbrauchersektoren aufgeteilt werden konnte. Die Stromeinfuhr aus anderen Bun-
desländern wird — gemäß einer Vereinbarung im Länderarbeitskreis Energiebilan-
zen — mit dem spezifischen CO2-Faktor der gesamten deutschen Stromerzeugung
bewertet. Die hier vorgelegten Daten sind das Ergebnis einer Neuberechnung der
CO2-Bilanzen, die im Interesse der Vergleichbarkeit mit den Bilanzen anderer Bun-
desländer vorgenommen wurde.
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Anlage C:

Abschlussbericht der Arbeitsgruppe Landesenergieprogramm
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1 Vorbemerkungen

1.1 Auftrag

Das Land Bremen verfolgt das Ziel, die Emissionen von Kohlendioxid (CO2) deut-
lich zu senken. Vorliegende Untersuchungen zeigen, dass die verstärkte Nutzung
von emissionsfreien und emissionsarmen Formen der Stromerzeugung ein erhebli-
ches CO2-Minderungspotential bietet.1 Dies gilt insbesondere für die Stadtgemein-
de Bremen, da hier die Stromerzeugung aufgrund des erheblichen Steinkohlean-
teils mit vergleichsweise hohen spezifischen CO2-Emmissionen verbunden ist.

Vor diesem Hintergrund hat der Senat mit Beschluss vom 3. Dezember 1996 der
Stadtwerke Bremen AG die Einsetzung einer gemeinsamen Arbeitsgruppe vorge-
schlagen:

„Auftrag dieser Arbeitsgruppe sollte es sein, die ... aufgezeigten Handlungs-
optionen im Stromerzeugungsbereich unter Berücksichtigung ihrer technischen,
wirtschaftlichen und ökologischen Auswirkungen zu prüfen. Die Arbeitsgruppe
sollte rechtzeitig zur Zweiten Fortschreibung des Landesenergieprogramms einen
abschließenden Bericht mit konkreten Handlungsempfehlungen vorlegen.“2

Auf der Grundlage dieses Vorschlags haben der Senator für Frauen, Gesundheit,
Jugend, Soziales und Umweltschutz und die Stadtwerke Bremen AG am 5. Juni
1997 eine gemeinsame Arbeitsgruppe „Landesenergieprogramm“ eingesetzt. Als
fachliche Berater des Umweltressorts wurden das Bremer Energie-Institut sowie die
UTEC GmbH hinzugezogen.3 Die Arbeitsgruppe legt hiermit ihren Abschluss-
bericht vor.

1.2 Untersuchungsprogramm

Die Arbeitsgruppe hat schwerpunktmäßig Handlungsoptionen zur Minderung der
CO2-Emissionen im Bereich der Strombeschaffung untersucht. Hierbei wurde die
wettbewerbliche Öffnung der Strom- und Gasmärkte als zentrale Rahmenbedin-
gung besonders berücksichtigt. Aufgrund des engen thematischen Zusammen-
hangs wurde ferner die Möglichkeit eines weiteren Ausbaus der Fernwärme-
versorgung betrachtet. Einen Überblick über die im Einzelnen untersuchten
Handlungsoptionen vermittelt Tabelle 1.1.

Tabelle 1.1:

Untersuchungsprogramm
der Arbeitsgruppe „Landesenergieprogramm“

Handlungsoption

1 Ausbau der dezentralen Kraft-Wärme-Kopplung

2 Ausweitung der Stromerzeugung in der Müllverbrennungsanlage

3 Ausbau der Windkraftnutzung

4 Neubau eines GuD-Kraftwerks als Ersatz für Block 5 im Kraftwerk Hafen

5 Ausweitung des Strombezugs durch die Stadtwerke Bremen AG

6 Ausbau der Fernwärmeversorgung im Bremer Westen

Zwei weitere Handlungsoptionen im Bereich der Stromerzeugung, nämlich der
Neubau eines Wasserkraftwerks in der Weser sowie die Optimierung der Gichtgas-
verstromung im Kraftwerk Mittelsbüren, wurden im Rahmen der Arbeitsgruppe

1 Vgl. Prognos (1996), insbesondere Kurzfassung, S. 35 f.; vgl. auch LEP (1996), S. 53-56.

2 LEP (1996), S.75

3 Nähere Angaben zur Zusammensetzung und Arbeitsweise der Arbeitsgruppe enthält die Anlage 1.
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nicht behandelt.4 Ferner konnten die im Oktober 1998 bekannt gewordenen Pla-
nungen für ein neues Strombeschaffungskonzept der Stadtwerke Bremen AG nicht
mehr berücksichtigt werden. Zu den genannten Themen könnte — falls erforder-
lich — im Rahmen von Ergänzungsberichten Stellung genommen werden.

1.3 Methodische Erläuterungen

Zur wirtschaftlichen Bewertung der Handlungsoptionen im Strombereich wurden
die spezifischen Strombeschaffungskosten berechnet.5 Die Kostenermittlung er-
folgte hierbei durchgängig aus einer volkswirtschaftlichen Perspektive. Dies be-
deutet insbesondere, dass für die Ermittlung des Kapitaldienstes technisch-wirt-
schaftliche Nutzungsdauern sowie ein am langfristigen Kapitalmarktzins orientier-
ter Kalkulationszinssatz zugrundegelegt wurden.6

Die Strombeschaffungskosten sind in der überwiegenden Zahl der untersuchten
Fälle vom Erdgaspreis abhängig. Um der hiermit verbundenen Unsicherheit Rech-
nung zu tragen, wurden zwei verschiedene Erdgaspreis-Szenarien betrachtet. Das
obere Szenario unterstellt, ausgehend vom heutigen niedrigen Preisniveau, einen
moderaten Anstieg. Das untere Szenario geht davon aus, dass es aufgrund der wett-
bewerblichen Marktöffnung kurzfristig zu einem Preisverfall kommt, der Erdgas-
preis sich in der Folgezeit jedoch wieder an das ursprüngliche Niveau annähert.7

Die untersuchten Technologien weisen unterschiedliche Nutzungsdauern und Ko-
stenstrukturen auf. Um gleichwohl einen direkten Vergleich zu ermöglichen, wur-
den die realen finanzmathematischen Durchschnittskosten berechnet. Diese sind
das Ergebnis einer Durchschnittsbildung über die jeweilige Nutzungsdauer, wobei
aufgrund eines Abzinsungsvorgangs frühe Perioden mit höherem Gewicht in den
Mittelwert eingehen als späte Perioden. Ferner werden die Durchschnittskosten in
Preisen eines Basisjahres ausgedruckt, das Ergebnis ist also um Inflationseffekte
bereinigt.8 Alle in diesem Abschlussbericht angegebenen Strombeschaffungskosten
sind reale finanzmathematische Durchschnittskosten.

Als Leitvariable für die ökologische Bewertung der untersuchten Handlungs-
optionen wurden die CO2-Emissionen herangezogen. Daneben hat die Arbeits-
gruppe die Auswirkungen auf den Verbrauch nicht erneuerbarer Primärenergie so-
wie die Emissionen von Schwefeldioxid (SO2) und Stickoxiden (NOx) betrachtet. Im
Rahmen dieses Berichts wird die Darstellung im Interesse der Überschaubarkeit auf
die CO2-Effekte beschränkt. Es wird jedoch darauf hingewiesen, dass eine Einbe-
ziehung der übrigen genannten Kriterien aus Sicht der Arbeitsgruppe die ökologi-
sche Gesamtbewertung der untersuchten Handlungsoptionen nicht verändern wür-
de.

Im Rahmen der CO2-Bilanzierung wurden grundsätzlich nur die direkten CO2-
Emissionen der einzelnen Technologien berücksichtigt.9 Es wurde kein Versuch
unternommen, die indirekten CO2-Emissionen der jeweils vorgelagerten Ketten
von Produktions- und Transportprozessen zu erfassen. Als Referenzsystem für die
Ermittlung der CO2-Minderungspotentiale wurde der heutige Kraftwerkspark der
Stadtwerke Bremen AG verwendet. Die ausgewiesenen Potentiale zeigen also, wel-
che CO2-Minderung im Fall einer isolierten Verwirklichung der betreffenden
Handlungsoption gegenüber dem Status quo erzielt werden könnte. Interaktions-
effekte im Fall einer parallelen Verwirklichung mehrerer Optionen wurden nicht
betrachtet.

4 Vgl. LEP (1996), S. 70-72. Die wirtschaftliche Beurteilung des Weserkraftwerks hängt maßgeblich
von der Höhe der angenommenen Baukosten ab. Da die in diesem Zusammenhang erforderlichen
Klärungen bisher nicht abgeschlossen sind, wurde das Projekt im Rahmen der Arbeitsgruppe nicht
näher betrachtet. Die Untersuchung von Optimierungsmöglichkeiten im Bereich der Gichtgas-
verstromung wurde auf Wunsch der Stadtwerke Bremen AG bis auf weiteres ausgesetzt, da die
Gichtgasnutzung Bestandteil des laufenden Ausschreibungsverfahrens über die Belieferung der
Stahlwerke Bremen GmbH mit Elektrizität ist.

5 Eine tabellarische Darstellung der zugrundegelegten Annahmen enthält die Anlage 2.

6 Aus der betriebswirtschaftlichen Perspektive eines potentiellen Investors können hiervon abwei-
chende Annahmen angemessen sein (höherer Kalkulationszinssatz, kürzere Abschreibungsdauer)
und im Ergebnis zu höheren spezifischen Strombeschaffungskosten führen.

7 Eine nähere Darstellung der verwendeten Erdgaspreis-Szenarien enthält die Anlage 3.

8 Eine nähere Darstellung des Konzepts enthält die Anlage 4.

9 Die verwendeten CO2-Emissionsfaktoren sind in Anlage 5 dargestellt.
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2 Wettbewerbliche Öffnung der Strom- und Gasmärkte

2.1 Veränderung des energierechtlichen Ordnungsrahmens

Der rechtliche Ordnungsrahmen der leitungsgebundenen Energiewirtschaft befin-
det sich gegenwärtig in einer Phase grundlegender Veränderungen. Wesentlicher
Inhalt dieses Wandlungsprozesses ist die Ablösung des bisherigen Systems staat-
lich regulierter Gebietsmonopole durch wettbewerbliche Formen der Markt-
organisation.

Die Veränderung der energierechtlichen Rahmenbedingungen wird sowohl durch
die Rahmengesetzgebung der Europäischen Union als auch durch die Gesetzge-
bung des Bundes beeinflusst. Auf europäischer Ebene sind als wesentliche Rechts-
vorschriften die Binnenmarktrichtlinien für Strom und Gas zu nennen. Auf Bundes-
ebene stellen das Gesetz zur Neuregelung des Energiewirtschaftsrechts sowie die
6. Novelle des Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschränkungen die bislang wichtig-
sten gesetzlichen Änderungen dar.

Die Herausbildung eines neuen energierechtlichen Ordnungsrahmens ist mit den
bisherigen Neuregelungen nicht abgeschlossen. Dies gilt insbesondere für die
wettbewerbspolitisch wesentliche Frage des Netzzugangs. Nach heutiger Rechtsla-
ge besteht in Deutschland ein System des verhandelten Netzzugangs, wobei die
konkrete Ausgestaltung der Zugangsbedingungen durch eine freiwillige Vereinba-
rung von Verbänden der Industrie und der Elektrizitätswirtschaft geregelt ist. Nach
Einschätzung der Arbeitsgruppe sind in diesem Bereich Weiterentwicklungen zu
erwarten, die tendenziell eine Erleichterung des Netzzugangs und damit eine In-
tensivierung der wettbewerblichen Entwicklung des Strommarkts mit sich bringen
dürften.

Die ordnungspolitische Grundsatzentscheidung für eine wettbewerbliche Organi-
sation der leitungsgebundenen Energiewirtschaft wird aller Voraussicht nach lang-
fristig Bestand haben. Die Binnenmarktrichtlinien der Europäischen Union geben
die wettbewerbliche Öffnung der Strom- und Gasmärkte zwingend vor. Sie belas-
sen den Mitgliedstaaten zwar erhebliche Spielräume in Bezug auf die konkrete
Ausgestaltung des Wettbewerbsmodells, schließen eine Rückkehr zu dem bisheri-
gen System staatlich regulierter Gebietsmonopole jedoch aus. Soweit eine Weiter-
entwicklung des deutschen Energierechts heute absehbar ist, wird sich diese ver-
mutlich auf die Regelung des Netzzugangs beziehen und damit der wettbewerbli-
chen Entwicklung voraussichtlich zusätzliche Impulse geben.

2.2 Auswirkungen auf die Stadtwerke Bremen AG

Die Veränderung des energierechtlichen Ordnungsrahmens hat in der
Elektrizitätswirtschaft bereits zu erheblichen Auswirkungen geführt. Seit mehreren
Jahren unternehmen die Stromversorger massive Anstrengungen, ihre Ausgangs-
position für den erwarteten und sich mittlerweile entwickelnden Wettbewerb zu
verbessern, insbesondere in Gestalt von Rationalisierungsmaßnahmen und durch
die Entwicklung von Kooperations- und Beteiligungsbeziehungen. Unmittelbare
Wettbewerbswirkungen sind im Marktsegment der industriellen Sondervertrags-
kunden in Form eines allgemein sinkenden Preisniveaus sowie erster Kunden-
verluste seit Öffnung des Strommarktes zu beobachten.

Aufgrund der wettbewerblichen Entwicklung der Elektrizitätswirtschaft haben sich
die Rahmenbedingungen für das unternehmerische Handeln der Stadtwerke Bre-
men AG grundlegend verändert. In diesem Zusammenhang sind insbesondere fol-
gende Strukturmerkmale des Unternehmens zu berücksichtigen:

— Die Stromsparte ist mit einem Umsatzanteil von über 50 % das wichtigste
Geschäftsfeld der Gesellschaft.

— Etwa drei Viertel des Stromabsatzes der Stadtwerke entfallen auf die Gruppe der
Sondervertragskunden, auf die sich nach allgemeiner Einschätzung der Wettbe-
werb zunächst konzentrieren wird.

— Der Anteil der Eigenerzeugung an der Strombeschaffung ist mit rund 90 % au-
ßergewöhnlich hoch.

Aufgrund dieser Strukturmerkmale sieht sich das Unternehmen innerhalb eines
wettbewerblichen Systems erheblichen betriebswirtschaftlichen Risiken gegen-
über. Zu nennen sind insbesondere Deckungsbeitragsverluste bei sinkenden
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Strompreisen, Absatzverluste im Bereich der Sondervertragskunden sowie die
Unterauslastung von Kraftwerkskapazitäten bei Absatzrückgängen.

Vor diesem Hintergrund unternimmt die Stadtwerke Bremen AG seit Mitte der
neunziger Jahre erhebliche Anstrengungen, eine Unternehmensstrategie zur An-
passung an das neue wettbewerbliche Umfeld zu entwickeln und umzusetzen. We-
sentliche Elemente dieser Strategie sind

— die Steigerung der betrieblichen Effizienz,

— die Entwicklung eines neuen Strombeschaffungskonzepts,

— die Entwicklung von Kooperations- und Beteiligungsbeziehungen,

— die Erschließung von neuen Geschäftsfeldern und damit eine Weiterentwick-
lung zum kooperativen Infrastruktur-Dienstleister.

Im vorliegenden Zusammenhang ist insbesondere die Entwicklung eines neuen
Strombeschaffungskonzepts von Bedeutung. Obgleich diese Entwicklung noch
nicht abgeschlossen ist, ist bereits heute erkennbar, dass sich das künftige Strom-
beschaffungskonzept der Stadtwerke Bremen AG an den Leitzielen der Effizienz-
steigerung und der Flexibilisierung orientieren wird. Das Ziel der Flexibilisierung
beinhaltet hierbei eine Ausweitung des Strombezugs zu Lasten der Eigener-
zeugung. Auf diese Weise soll zum einen eine höhere Anpassungsflexibilität gegen-
über absatzseitigen Veränderungen erreicht werden. Zum anderen soll die Voraus-
setzung geschaffen werden, um erwartete Einkaufsvorteile auf einem wettbewerb-
lich organisierten Strommarkt nutzen zu können.

2.3 Schlussfolgerungen für die Arbeitsgruppe

Die wettbewerbliche Entwicklung in der leitungsgebundenen Energiewirtschaft
und ihre Auswirkungen auf die Stadtwerke Bremen AG wurden von der Arbeits-
gruppe unter Hinzuziehung externen Sachverstands intensiv erörtert.10 Im Ergeb-
nis bestand Einvernehmen, dass diese Entwicklung auch die Rahmenbedingungen
der bremischen CO2-Minderungspolitik und insbesondere die Möglichkeiten zur
verstärkten Nutzung emissionsarmer und emissionsfreier Formen der Stromerzeu-
gung wesentlich beeinflusst. Dementsprechend wurde bei allen Untersuchungen
der Arbeitsgruppe die wettbewerbliche Öffnung der Strom- und Gasmärkte als zen-
trale Rahmenbedingung systematisch berücksichtigt.

Sowohl die Abgrenzung des Gegenstandes als auch die Definition der Kriterien der
Untersuchungen der Arbeitsgruppe sind durch die Einbeziehung von Wettbewerbs-
aspekten wesentlich beeinflusst worden:

— Die wirtschaftliche Bewertung der untersuchten Handlungsoptionen im Bereich
der Strombeschaffung basiert auf einer wettbewerbsorientierten Sichtweise. Als
Maßstab dienen die langfristig zu erwartenden Strombezugskosten auf einem
wettbewerblich organisierten Elektrizitätsmarkt.

— In die Bewertung der untersuchten Handlungsoptionen im Bereich der Strom-
beschaffung wurden auch unternehmensstrategische Kriterien einbezogen, ins-
besondere das Ziel einer Flexibilisierung der Strombeschaffung. Die Bewertung
geht damit über eine reine Kostenermittlung hinaus.

— Um dem unternehmensseitigen Ziel einer Flexibilisierung der Strom-
beschaffung Rechnung zu tragen, wurde ein Szenario einer Ausweitung des
Strombezugs untersucht. Wesentliches Ziel war hierbei, die Auswirkungen einer
solchen Strategie auf die CO2-Emissionen zu klären.

— Um Wettbewerbsentwicklungen auf den Erdgasmärkten Rechnung zu tragen,
wurde auch die Möglichkeit rückläufiger Erdgaspreise in die Untersuchung ein-
bezogen. Aufgrund der erheblichen Prognoseunsicherheiten in diesem Bereich
wurden sämtliche Wirtschaftlichkeitsberechnungen mit zwei alternativen
Erdgaspreis-Szenarien durchgeführt.11

10 Zu Fragen der wettbewerblichen Öffnung der Strom- und Gasmärkte stand der Arbeitsgruppe
freundlicherweise Herr Prof. Dr. Pfaffenberger (Universität Oldenburg, Bremer Energie-Institut) als
sachverständiger Diskussionspartner zur Verfügung.

11 Weitergehende Darstellungen der verwendeten Szenarien der Erdgaspreisentwicklung sind in Ab-
schnitt 1.3 sowie in Anlage 3 enthalten.
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Im vorliegenden Abschlussbericht schlägt sich die Berücksichtigung von
Wettbewerbsaspekten insbesondere in den Kapiteln 7 und 9 nieder. Kapitel 7 stellt
die Ergebnisse von Modellrechnungen zur Abschätzung des langfristig zu erwar-
tenden Niveaus der Strombezugspreise anhand der Vollkosten neuer Kraftwerke
dar. Darüber hinaus werden Ergebnisse in Bezug auf die CO2-Effekte einer Auswei-
tung des Strombezugs durch die Stadtwerke Bremen AG vorgestellt. Kapitel 9 ent-
hält insbesondere eine vergleichende wettbewerbsorientierte Bewertung der unter-
suchten Handlungsoptionen im Bereich der Strombeschaffung unter Einbeziehung
unternehmensstrategischer Kriterien.

3 Ausbau der dezentralen Kraft-Wärme-Kopplung

3.1 Vorbemerkungen

Im Themenbereich der dezentralen Kraft-Wärme-Kopplung (KWK) konnte die Ar-
beitsgruppe an Untersuchungen zur Vorbereitung des Landesenergieprogramms
(1996) anknüpfen.12 Diese hatten unter anderem ergeben, dass in der Stadtgemein-
de Bremen ein zusätzliches Potential der Stromerzeugung in dezentralen KWK-An-
lagen von 210 Mio. kWh/a besteht.13

Angesichts dieser Ausgangslage wurde hauptsächlich das Ziel verfolgt, die bisher
vorliegende rein mengenmäßige Potentialabschätzung um eine wirtschaftliche Be-
wertung zu ergänzen. In diesem Zusammenhang sollte insbesondere der Frage
nachgegangen werden, ob der Zubau von dezentralen KWK-Anlagen aus Sicht der
Stadtwerke Bremen AG eine wirtschaftlich attraktive Option darstellen könnte. Da-
neben wurde das Ziel verfolgt, die vorliegende Potentialabschätzung zu aktualisie-
ren.

Tabelle 3.1.

Dezentrale Kraft-Wärme-Kopplung
Anlagenvarianten

Bezeichnung Einsatz- Antriebs- Elektrische
bereich aggregat

Leistung
kwel

Kleines BHKW Nahwärme Gasmotor 50

Mittelgroßes BHKW Nahwärme Gasmotor 350
Großes BHKW (Nahwärme) Nahwärme Gasmotor 1.936
Großes BHKW (Industrie) Industrie Gasmotor 1.936
Kleine Gasturbine Industrie Gasturbine 1.970

Mittelgroße Gasturbine Industrie Gasturbine 4.183
Große Gasturbine Industrie Gasturbine 13.400

Der Begriff der dezentralen Kraft-Wärme-Kopplung umspannt ein weites Feld, das
durch unterschiedliche Einsatzbereiche, Techniken und Anlagengrößen gekenn-
zeichnet ist. Um dieser Heterogenität Rechnung zu tragen, wurden insgesamt sie-
ben verschiedene Anlagenvarianten definiert. Einen Überblick über die Bandbreite
der Untersuchung vermittelt Tabelle 3.1. Einbezogen sind sowohl motorgetriebene
Blockheizkraftwerke (BHKW) zur Nahwärmeversorgung von Wohngebieten als
auch industrielle Anwendungsfälle mit Prozessdampfversorgung, hauptsächlich
auf der Basis von Gasturbinen. Die Anlagengröße variiert etwa um den Faktor 250
und reicht vom Kleinst-BHKW zur Wärmeversorgung von Einzelgebäuden
(50 kWel) bis zur Gasturbine im industriellen Großbetrieb (13,4 MWel).

3.2 Wirtschaftlichkeitsbetrachtung

Die Wirtschaftlichkeitsbetrachtung wurde durchgängig aus der Perspektive der
Stadtwerke Bremen AG vorgenommen, das heißt es wurde unterstellt, dass die zu-
sätzlichen KWK-Anlagen von den Stadtwerken errichtet und betrieben werden. Als
praktische Umsetzungsformen einer solchen Ausbaustrategie sind insbesondere

12 Prognos (1996), BEI (1996)

13 Vgl. LEP (1 996), S. 54, Tabelle 4.5
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Contracting-Lösungen für Industrieunternehmen und Blockheizkraftwerke zur Ver-
sorgung eigener Nahwärmenetze zu nennen.

Tabelle 3.2:

Dezentrale Kraft-Wärme-Kopplung
Stromerzeugungskosten

Stromerzeugungskosten

Anlagenvariante Elektrische Unteres Oberes
Leistung Erdgaspreis- Erdgaspreis-

szenario szenario
kwel Pf/kWh Pf/kWh

Kleines BHKW 50 16,9 17,5
Mittelgroßes BHKW 350 14,1 14,8

Großes BHKW (Nahwärme) 1.936 7,1 8,6
Großes BHKW (Industrie) 1.936 6,7 8,2
Kleine Gasturbine 1.970 6,9 9,1
Mittelgroße Gasturbine 4.183 6,3 8,2
Große Gasturbine 13.400 5,4 7,2

Die ermittelten Stromerzeugungskosten sind in Tabelle 3.2 dargestellt. Im Ergebnis
zeigt sich eine klare Zweiteilung in Abhängigkeit von der Anlagengröße. Alle Vari-
anten mit relativ großen Anlagen — ab einer elektrischen Leistung von etwa 2 MVV
— haben niedrige Stromerzeugungskosten, die im Mittel bei 6,5 Pf/kWh (unteres
Erdgas-Preisszenario) beziehungsweise 8,3 Pf/kWh (oberes Erdgas-Preisszenario)
liegen. Die beiden Varianten mit relativ kleinen Anlagen weisen demgegenüber
etwa doppelt so hohe Stromerzeugungskosten auf.

Der Erdgaspreis hat erwartungsgemäß erheblichen Einfluss auf die Höhe der
Stromerzeugungskosten. Bei den größeren Anlagen bewirkt die Wahl des
Preisszenarios einen Unterschied in den Stromerzeugungskosten von durch-
schnittlich 1,8 Pf/kWh (27,5 %). Bei den kleineren Anlagen ist die Abhängigkeit
deutlich schwächer ausgeprägt.

3.3 Potentialermittlung

Einige wesentliche ökologische Kennziffern der untersuchten Anlagenvarianten
sind in Tabelle 3.3 zusammengefasst. Erwartungsgemäß werden in allen Fällen
hohe energetische Gesamtnutzungsgrade erreicht. Die der Stromerzeugung zure-
chenbaren CO2-Emissionen sind mit spezifischen Werten von 223 bis 332 g/kWhel
gering. Gegenüber einer entsprechenden Stromerzeugung im heutigen Kraft-
werkspark der Stadtwerke Bremen AG (rund 870 g/kWhel) ist damit eine relative
CO2-Minderung um etwa 60 bis 75 % möglich.

Tabelle 3.3:

Dezentrale Kraft-Wärme-Kopplung
Ökologische Kennziffern

Anlagenvariante Elektrischer Gesamt- Spezischer Spezifische
Nutzungsgrad nutzungsgrad Brennstoff- CO2-

aufwand* Emissionen*
% % kWh/kWhel g/kWhel

Kleines BHKW 30,0 90,0 1,11 223

Mittelgroßes BHKW 33,0 88,0 1,18 237

Großes BHKW (Nahwärme) 36,0 87,0 1,20 242

Großes BHKW (Industrie) 36,0 87,0 1,20 242

Kleine Gasturbine 24,1 77,1 1,65 332

Mittelgroße Gasturbine 28,4 1,55 311

Große Gasturbine 31,0 1,50 302

* Zurechnungsansatz: Brennstoffaufwand der Stromerzeugung gleich Brennstoffeinsatz der KWK-An-
lage minus Wärmegutschrift. Wärmegutschrift gleich Brennstoffeinsatz bei Einsatz eines Kessels mit
90 % Nutzungsgrad.
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Die aktualisierte Abschätzung des absoluten CO2-Minderungspotentials wurde —
wie die wirtschaftliche Bewertung — aus Sicht der Stadtwerke Bremen AG vorge-
nommen. Dementsprechend wurden ausschließlich solche Anlagenvarianten ein-
bezogen, die gegenüber anderen Strombeschaffungsalternativen konkurrenzfähige
Stromerzeugungskosten aufweisen. Diese Bedingung erfüllen alle Varianten mit
relativ großen Anlagen, das heißt mit einer elektrischen Leistung ab etwa 2 MW.
Die beiden Varianten mit relativ kleinen Anlagen (50/350 kWhel) wurden demge-
genüber nicht berücksichtigt. Der zugrundeliegende Potentialbegriff ist also sehr
eng definiert und deckt nur einen Ausschnitt des gesamten Potentials der dezentra-
len Kraft-Wärme-Kopplung ab.

Tabelle 3.4:

Dezentrale Kraft-Wärme-Kopplung
Ergebnisse der Potentialermittlung

Anlagenvariante Elektrische Elektrische CO2-
Leistung Arbeit Minderung

kW MWh/a t/a

Großes BHKW (Nahwärme) 13.904 83.424 51.227

Großes BHKW (Industrie) 4.874 38.992 25.152

Kleine Gasturbine 3.456 26.359 14.637

Mittelgroße Gasturbine 13.401 102.209 58@847

Große Gasturbine 13.578 78.559 45.950

Potential Nahwärme 13.904 83.424 51.227

Potential Industrie 35.309 246.120 144.586

Potential insgesamt 49.213 329.544 195.813

Tabelle 3.4 zeigt die Ergebnisse der aktualisierten Potentialabschätzung. Insgesamt
wurden 17 konkrete Standorte für dezentrale KWK-Anlagen ermittelt, davon acht in
der Industrie und neun in vorhandenen oder potentiellen Nahwärmegebieten. Alle
Anlagen zusammen hätten eine elektrische Gesamtleistung von etwa 50 MW und
könnten jährlich rund 330 Mio. kWh elektrische Arbeit erzeugen. Dies entspricht
ungefähr dem Stromverbrauch von 125.000 bremischen Durchschnittshaushalten
oder rund 60 % der heutigen Stromerzeugung im Block 5 des Kraftwerks Hafen. Bei
vollständiger Erschließung des Potentials könnte der Ausstoß von rund 195.000
Tonnen CO2 vermieden werden. Dies entspricht 28 % des vom Senat angestrebten
CO2-Minderungsziels (700.000 t/a). Etwa jeweils drei Viertel der elektrischen Lei-
stung, der Stromerzeugung und der CO2-Minderung entfallen auf die industriellen
Standorte.

4 Stromerzeugung in der Müllverbrennungsanlage

4.1 Vorbemerkungen

Im Zuge der Privatisierung der Bremer Entsorgungsbetriebe ist die stadtbremische
Müllverbrennungsanlage mit Wirkung zum 1. Juli 1998 in das Eigentum einer
Firmengruppe übergegangen, der die Stadtwerke Bremen AG, mehrere mittelstän-
dische bremische Entsorgungsunternehmen sowie eine Tochtergesellschaft der
RWE Entsorgung AG angehören. Eine Option für die neuen Eigentümer ist, die
Müllverbrennungsanlage zu ertüchtigen und dazu — über die bereits vorgesehe-
nen Ersatzinvestitionen hinaus — weitere Investitionen zu tätigen. Im Rahmen sol-
cher Investitionen, die stark abhängig von den abfall- und energiewirtschaftlichen
Entwicklungen in der Region und darüber hinaus sind, könnte sowohl die Strom-
als auch die Fernwärmeerzeugung ausgeweitet werden. Voraussetzung ist aller-
dings die erfolgreiche Aquisition von zusätzlichen Abfallmengen zu wirtschaftli-
chen Konditionen.

Im Rahmen der Arbeitsgruppe wurde an die vorliegenden konkreten Planungen der
neuen Eigentümer angeknüpft. Auf dieser Grundlage wurde zum einen das CO2-
Minderungspotential der geplanten zusätzlichen Stromerzeugung ermittelt. Zum
anderen wurde der Versuch unternommen, die Stromerzeugung in der Müllver-
brennungsanlage wirtschaftlich zu bewerten.
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Es ist davon auszugehen, dass die Realisierung der vorliegenden Planungen auch
Auswirkungen auf die Möglichkeiten zur Auskopplung von Fernwärme aus der
Müllverbrennungsanlage haben wird. Diese konnten jedoch im Rahmen der Ar-
beitsgruppe aus Zeitgründen nicht untersucht werden.

4.2 Potentialermittlung

Die Planungen der neuen Eigentümer sehen eine Steigerung der jährlichen
Verbrennungsmenge auf 370.000 Tonnen Restabfall vor. Zur Verbesserung der
Energienutzung soll ein neuer Turbosatz mit einer elektrischen Leistung von 15
MW installiert werden. Die erweiterte Anlage wird jährlich 90 Mio. kWh elektrische
Arbeit erzeugen. Dies bedeutet eine Steigerung um 70 Mio. kWh/a gegenüber dem
Ist-Zustand. Der Zuwachs entspricht dem Stromverbrauch von etwa 27.000 bremi-
schen Durchschnittshaushalten.

Tabelle 4.1 stellt die Auswirkungen der zusätzlichen Stromerzeugung auf die CO2-
Emissionen dar. Durch die Verdrängung einer Stromproduktion von 70 Mio. kWh/a
in den fossil befeuerten Kraftwerken der Stadtwerke Bremen AG wird ein CO2-Aus-
stoß von rund 62.000 t/a vermieden. Andererseits werden durch die Müllverbren-
nung zusätzliche CO2-Emissionen verursacht, die zum Teil der Stromerzeugung
angelastet werden müssen.14 Bei der Bilanzierung dieser Effekte wurde grundsätz-
lich davon ausgegangen, dass der Verbrennung des Restabfalls als solcher keine
CO2-Emissionen anzurechnen sind.15 Allerdings muss in den Müllkesseln für An-
und Abfahrvorgänge sowie zur Stützfeuerung in begrenztem Umfang Heizöl einge-
setzt werden. Ferner setzt die geplante Steigerung der jährlichen Verbrennungs-
menge erhebliche Restabfallimporte voraus, die zusätzliches Transportaufkommen
zur Folge haben. Unter Berücksichtigung dieser Effekte wurden die der Stromer-
zeugung in der Müllverbrennungsanlage anzurechnenden CO2-Emissionen mit
rund 4.000 t/a ermittelt.

Tabelle 4.1:

Stromerzeugung in der Müllverbrennungsanlage
Auswirkungen auf die CO2-Emissionen

CO2-
Emissionen

t/a

Vermiedene CO2-Emissionen

Vermiedene CO2-Emissionen durch Verdrängung von Stromerzeugung

in fossil befeuerten Kraftwerken der Stadtwerke Bremen AG 62.090

Anzurechnende CO2-Emissionen

CO2-Emissionen aufgrund von Heizöleinsatz in den Müllkesseln 2.136

CO2-Emissionen aufgrund zusätzlichen Transportaufkommens 1.859

Anzurechnende CO2-Emissionen insgesamt 3.995

CO2-Minderungspotential

Differenz von vermiedenen und anzurechnenden CO2-Emissionen 58.095

Nach Saldierung von vermiedenen und anzurechnenden Emissionen ergibt sich
ein CO2-Minderungspotential von rund 58.000 t/a. Dies entspricht gut 8 % des vom
Senat angestrebten CO2-Minderungsziels (700.000 t/a). Bezieht man die anzurech-
nenden CO2-Emissionen auf die Stromerzeugung von 90 Mio. kWh/a, ergibt sich
eine spezifische CO2-Belastung von 44 g/kWh.

14 Die insgesamt anzurechnenden CO2-Emissionen sind auf die Stromerzeugung einerseits und die
Fernwärmeversorgung andererseits aufzuteilen. Der Verteilungsschlüssel wurde unter Zugrundele-
gung einer Stromerzeugung von 90 Mio. kWh/a und einer Fernwärmeauskopplung von 200 Mio.
kWh/a gebildet, wobei jede kWh Strom mit dem Faktor 3 gewichtet wurde.

15 Diese Annahme stützt sich im wesentlichen auf die Überlegung, dass die im Restabfall enthaltene
Kohlenstoffmenge längerfristig in jedem Fall in vollem Umfang in die Atmosphäre gelangen wird,
unabhängig von der Art der Abfallbehandlung.
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4.3 Wirtschaftlichkeitsbetrachtung

Nach den Vorplanungen zum Erwerb der Anlage sollten erhebliche Investitionen in
die Ertüchtigung der Müllverbrennungsanlage erfolgen. Der überwiegende Teil
dieser Investitionen dient dem reibungslosen und rationellen Betrieb der Anlage.
Ein Teil war für die Modernisierung und Erweiterung der Energieverwertung vor-
gesehen. Die Aufspaltung des gesamten Investitionsvolumens in eine abfall-
bezogene und eine energiebezogene Komponente konnte von den Betreibern nicht
angegeben werden. Um die resultierenden Stromerzeugungskosten ungefähr ab-
schätzen zu können, hat die Arbeitsgruppe den Versuch unternommen, die der
Stromerzeugung zurechenbaren Investitionen aufgrund von Plausibilitätsüber-
legungen überschlägig zu quantifizieren (36 Mio. DM).

Umfang und Wirtschaftlichkeit dieser Investitionen hängen maßgeblich von den
abfallwirtschaftlichen Bedingungen in der Region ab. Nur bei Aquisition von zu-
sätzlichen Mengen zu annehmbaren Konditionen und damit einer entsprechenden
Auslastung der Anlage sind sowohl die Wirtschaftlichkeit der Investition als auch
die Ausweitung der Stromerzeugung (das heißt die kontinuierliche Erzeugung der
zugrundegelegten Mengen) darstellbar. Eine weitere Unsicherheit besteht in be-
zug auf die zukünftige gegebenenfalls auch zusätzliche — Nutzung von Fern-
wärme aus dem Müllheizwerk. Eine Investition in diese Energienutzungsform hät-
te ebenfalls erhebliche Auswirkungen auf die Möglichkeiten zur Erzeugung elek-
trischer Energie.

Auf Basis der dargestellten Annahmen sowie unter Zugrundelegung einer Nut-
zungsdauer von 15 Jahren wurden für die ertüchtigte Müllverbrennungsanlage
Stromerzeugungskosten von 5,8 Pf/kWh ermittelt.16 Hiervon entfällt der weitaus
überwiegende Teil auf Kostenkomponenten, die unmittelbar oder mittelbar von der
Abschätzung des Investitionsvolumens abhängig sind. Da diese aus den dargestell-
ten Gründen mit erheblichen Unsicherheiten behaftet ist, können die berechneten
Stromerzeugungskosten lediglich als grobe Orientierungsgröße betrachtet werden.

5 Ausbau der Windkraftnutzung

5.1 Vorbemerkungen

Die Arbeiten im Themenbereich der Windkraftnutzung wurden zeitlich parallel zur
fachlichen Vorbereitung der Windkraftausbauplanung für die Stadtgemeinde Bre-
men durchgeführt.17 Die in beiden Zusammenhängen erforderlichen Abschätzungen
des Ausbaupotentials wurden dementsprechend aufeinander abgestimmt. Im Rah-
men der Arbeitsgruppe wurde darüber hinaus eine Wirtschaftlichkeitsbetrachtung
durchgeführt. In diesem Zusammenhang wurden die erforderlichen Investitionen,
die Stromerzeugungskosten sowie der voraussichtliche Förderbedarf ermittelt.

5.2 Potentialermittlung

Die Ergebnisse der Potentialabschätzung sind in Tabelle 5.1 dargestellt. Bei der In-
terpretation der Werte ist zu beachten, dass die Betrachtung auf das geographische
Gebiet der Stadtgemeinde Bremen beschränkt wurde. Das stadtbremische Über-
seehafengebiet in Bremerhaven, das in der Windkraftausbauplanung berücksich-
tigt wurde, ist in den Potentialwerten also nicht enthalten.

Für den Gesamtzeitraum von 1997 bis 2005 wurde ein Ausbaupotential von 86 Anla-
gen im Größenbereich von 600 kW bis 1 MW installierter Leistung ermittelt. Die
prognostizierte Stromerzeugung von gut 100 Mio. kWh entspricht dem Verbrauch
von etwa 40.000 bremischen Durchschnittshaushalten. Etwa die Hälfte des ermit-
telten Potentials entfällt auf acht konkrete Standorte, an denen die Errichtung von
Windkraftanlagen bis zum Jahr 2000 möglich ist.18

Das CO2-Minderungspotential wurde unter der Annahme bestimmt, dass der zu-
sätzliche Windkraftstrom in den Kraftwerken der Stadtwerke Bremen AG zu 80 %
Steinkohle und zu 20 % Erdgas verdrängt. Das bis 2005 erschließbare CO2-
Minderungspotential beträgt unter dieser Prämisse rund 88.000 t/a. Dies entspricht
etwa 12,5 % des vom Senat angestrebten CO2-Minderungsziels (700.000 t/a).

16 Reale finanzmathematische Durchschnittskosten

17 Die Windkraftausbauplanung für die Stadtgemeinde Bremen wurde am 30. September 1997 vom
Senat beschlossen. Für nähere Informationen vgl. Windkraftausbauplanung (1997).

18 Seit der Durchführung der Potentialabschätzung wurden drei Projekte realisiert (Blockland A 27 in
1997, Neustädter Hafen/BLG in 1998, Niedervieland/Halmer Weg in 1999).
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Tabelle 5.1:

Ausbau der Windkraftnutzung
Potentialabschätzung

Standort Anlagen- Installierte Elektrische
anzahl Leistung Arbeit

(je Anlage) (je Standort)
kW MWh/a

Ausbauplanung 1997-2000
Rekumer Geest 5 1.000 7.950
Stahlwerke Bremen 11 1.000 16.350
Blockland/A 27 3 600 2.300
Niedervieland/Halmerweg 5 600 4.700
Stromer Feldmark 4 600 3.800
Neustädter Hafen/BLG 2 600/1.000 2.200
Hemelinger Marsch/DB 3 600 2.200
Mahndorf/A 1 12 600 11.000
Ausbaupotential 2001-2005
Niedervieland 18 600-1.000 25.500
Bremen-Nord 10 600-1.000 14.700
Blocklanddeponie 3 1.000 2.650
Sonstige 10 600 9.400
Zusammenfassung
Ausbauplanung 1997-2000 45 – 50.500
Ausbaupotential 2001-2005 41 – 52.250
Gesamtpotential 1997-2005 86 – 102.750

Quelle: Windkraftausbauplanung (1997), Anlage 1. Gegenüber der Windkraftausbauplanung bestehen
zwei Abweichungen: (1) Im vorliegenden Zusammenhang wurde das stadtbremische Überseehafen-
gebiet in Bremerhaven nicht berücksichtigt. (2) in der Windkraftausbauplanung wurde die Stromerzeu-
gung für den Standort Neustädter Hafen/BLG aufgrund eines Übertragungsfehlers falsch angegeben.
in der obigen Tabelle ist der korrigierte Wert von 2.200 MWh/a enthalten.

5.3 Wirtschaftlichkeitsbetrachtung

Die wesentlichen Ergebnisse der Wirtschaftlichkeitsbetrachtung sind in Tabelle 5.2
zusammengefasst. Die Realisierung des Gesamtpotentials erfordert danach ein In-
vestitionsvolumen von rund 130 Mio. DM, das etwa hälftig auf die beiden Teilperio-
den entfällt. Die durchschnittlichen Stromerzeugungskosten betragen 14,1 Pf/kWh.

Tabelle 5.2:

Ausbau der Windkraftnutzung
Investitionen und Stromerzeugungskosten

Standort Investition Strom-
erzeugungs-

kosten
Mio. DM Pf/kWh

Ausbauplanung 1997-2000
Rekumer Geest 10,0 14,0
Stahlwerke Bremen 20,0 13,5
Blockland/A 27 3,5 16,9
Niedervieland/Halmerweg 6,1 14,3
Stromer Feldmark 4,9 14,2
Neustädter Hafen/BLG 3,4 16,9
Hemelinger Marsch/DB 3,6 18,2
Mahndorf/A 1 14,5 14,6
Ausbaupotential 2001-2005
Niedervieland 28,1 12,2
Bremen-Nord 18,9 14,2
Blocklanddeponie 5,7 23,9
Sonstige 12,4 14,6
Zusammenfassung*
Ausbauplanung 1997-2000 66,0 14,5
Ausbaupotential 2001-2005 65,1 13,8
Gesamtpotential 1997-2005 131,1 14,1

* Die angegebenen Stromerzeugungskosten sind die gewogenen arithmetischen Mittel der zugehöri-
gen Einzelwerte.
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Die ermittelten Stromerzeugungskosten weisen eine erhebliche Streuung auf.
Wichtigste Einflussgröße sind die örtlichen Windverhältnisse, die maßgeblich die
erzielbaren Stromerträge bestimmen. Aufgrund dieses Zusammenhangs weisen
alle auf der Westseite des Stadtgebiets gelegenen Standorte deutlich niedrigere
Stromerzeugungskosten auf als die im Osten oder Süden Bremens gelegenen
Standorte.19 Die zur Realisierung des gesamten Ausbaupotentials erforderliche
Landesförderung wurde auf der Basis der heutigen Fördergrundsätze mit 14,1 Mio.
DM ermittelt. Dies entspricht einem jährlichen Förderbedarf von rund 1,5 Mio.
DM.

6 Neubau eines GuD-Kraftwerks

6.1 Vorbemerkungen

Kombinierte Gas- und Dampfturbinenkraftwerke sind in den letzten Jahren zu ei-
ner wirtschaftlich attraktiven Strombeschaffungsalternative geworden. Ursächlich
hierfür sind die inzwischen erreichte hohe technische Zuverlässigkeit, die ver-
gleichsweise geringen Investitions- und Personalkosten und die gute Brennstoff-
ausnutzung dieser Anlagen. Hohe Wirkungsgrade von 55 % und mehr sowie der
relativ emissionsarme Energieträger Erdgas machen GuD-Anlagen auch aus ökolo-
gischer Sicht zu einer interessanten Stromerzeugungstechnik.

Vor diesem Hintergrund hat die Arbeitsgruppe den Neubau eines GuD-Kraftwerks
in ihr Untersuchungsprogramm aufgenommen. Im Interesse einer konkreten und
anschaulichen Analyse wurde hierbei die Möglichkeit betrachtet, dass die GuD-
Anlage den kohlebefeuerten Block 5 im Kraftwerk Hafen ersetzt. Dieser 1968 in
Betrieb genommene Kraftwerksblock ist die älteste Drehstromanlage der Stadtwer-
ke Bremen AG und wird in wenigen Jahren das Ende seiner technischen Nutzungs-
dauer erreicht haben.

6.2 Potentialermittlung

Tabelle 6.1 zeigt die Abschätzung des CO2-Minderungspotentials. Als Mengenbasis
wurde die durchschnittliche Stromerzeugung von Block 5 in den Jahren 1993 bis
1996 zugrundegelegt (rund 520 Mio. kWh/a).

Tabelle 6.1:

Neubau eines GuD-Kraftwerks
CO2-Minderungspotential

CO2- CO2-
Emissionen Emissionen

absolut spezifisch
t/a g/kWh

Block 5 (Steinkohle) 489.901 936

GuD-Kraftwerk (Erdgas) 191.329 365

CO2-Minderung 298.572 570

Auf dieser Grundlage ergibt sich ein absolutes CO2-Minderungspotential von annä-
hernd 300.000 t/a. Der Entlastungseffekt ist hierbei etwa zu gleichen Teilen auf zwei
Ursachen zurückzuführen. Zum einen erreicht die GuD-Anlage einen erheblich
höheren Energienutzungsgrad als der vorhandene Kohleblock (55 % gegenüber
36 %). Zum anderen verursacht die Verbrennung von Erdgas deutlich niedrigere
CO2-Emissionen als die Verbrennung von Kohle (201 g/kWh gegenüber 335 g/
kWh). Die CO2-Minderung spiegelt also sowohl eine Steigerung der Energie-
effizienz als auch einen Wechsel des Energieträgers wider.

6.3 Wirtschaftlichkeitsbetrachtung

Tabelle 6.2 fasst die wesentlichen Annahmen sowie die Ergebnisse der
Wirtschaftlichkeitsbetrachtung zusammen. Die getroffenen Annahmen basieren
auf der Vorstellung, dass die neue GuD-Anlage hinsichtlich elektrischer Leistung

19 Zur geographischen Lage der einzelnen Standorte vgl. Windkraftausbauplanung (1997), Anlage 2.
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und Arbeit exakt den vorhandenen Block 5 ersetzt.20 Auf dieser Grundlage errech-
nen sich Stromerzeugungskosten von 7,1 Pf/kWh für das untere und von 8,7 Pf/kWh
für das obere Erdgaspreis-Szenario.21

Tabelle 6.2:

Neubau eines GuD-Kraftwerks
Wesentliche Annahmen und Ergebnisse der Wirtschaftlichkeitsbetrachtung

Wesentliche Annahmen

Elektrische Leistung MW 128

Elektrische Arbeit MWh/a 523.536

Spezifische Investitionskosten DM/kW 1.000

Nutzungsdauer a 15

Ermittelte Stromerzeugungskosten*

Unteres Erdgaspreis-Szenario Pf/kWh 7,1

Oberes Erdgaspreis-Szenario Pf/kWh 8,7

* Reale finanzmathematische Durchschnittskosten

7 Ausweitung des Strombezugs

7.1 Vorbemerkungen

Im Zusammenhang mit der wettbewerblichen Öffnung des Elektrizitätsmarkts un-
ternimmt die Stadtwerke Bremen AG gegenwärtig intensive Anstrengungen, geeig-
nete Strategien zur Anpassung an das sich verändernde Umfeld zu entwickeln und
umzusetzen. In diesem Rahmen wird unter anderem das Konzept einer „Flexibili-
sierung der Strombeschaffung“ diskutiert. Dieser Ansatz zielt im Kern darauf ab,
den Anteil des Strombezugs an der Strombeschaffung erheblich auszuweiten. Hier-
mit wird zum einen das Ziel verfolgt, die Anpassungsflexibilität gegenüber
absatzseitigen Veränderungen zu erhöhen. Zum anderen soll die Voraussetzung
geschaffen werden, um erwartete Einkaufsvorteile auf einem wettbewerblich orga-
nisierten Elektrizitätsmarkt nutzen zu können.

Im Rahmen der Arbeitsgruppe wurden diese aktuellen Tendenzen unter zwei Ge-
sichtspunkten aufgegriffen. Zum einen stellte sich im vorliegenden Zusammen-
hang die Frage, welche Auswirkungen eine Ausweitung des Strombezugs auf die
bremische CO2-Bilanz hätte. Zum anderen bestand Einvernehmen, dass die
Beschaffungsalternative Strombezug eine wesentliche Referenzgröße für die wirt-
schaftliche Bewertung aller CO2-Minderungsoptionen im Bereich der Stromerzeu-
gung darstellt. Daher wurde im Rahmen der Arbeiten auch der Versuch unternom-
men, einen Ansatz zur Abschätzung von Niveau und Struktur der künftig zu erwar-
tenden Strombezugspreise zu entwickeln.

7.2 Niveau und Struktur der künftigen Strombezugspreise

Der gewählte Ansatz zur Abschätzung von Niveau und Struktur der künftigen
Strombezugspreise geht von der Grundüberlegung aus, dass der Strombezugspreis
— aus Sicht des Anbieters und in längerfristiger Betrachtung — mindestens folgen-
de Kostenkomponenten abdecken muss: Erstens die Vollkosten der Stromerzeu-
gung in neuen Kraftwerken und zweitens die Netznutzungsentgelte.

20 Die ermittelten Stromerzeugungskosten gelten dementsprechend nur für die betrachtete Anlage.
Eine allgemeine Darstellung der Stromerzeugungskosten neuer GuD-Kraftwerke enthält Abschnitt
7.2 dieses Berichts.

21 Eine nähere Darstellung der verwendeten Erdgaspreis-Szenarien enthält Abschnitt 2.3 dieses Be-
richts.
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Zur Abschätzung der Erzeugungskomponente wurden im Regelfall die Vollkosten
von erdgasbefeuerten GuD-Kraftwerken herangezogen. Im Spitzenlastbereich
wurden ergänzend reine Gasturbinenkraftwerke berücksichtigt. Die Ergebnisse der
Modellrechnungen zur Abschätzung der Erzeugungskomponente sind in Tabelle
7.1 zusammengefasst. Die angegebenen Bandbreiten spiegeln hierbei unterschied-
liche Prämissen in Bezug auf die spezifischen Investitionskosten der neuen Anla-
gen wider. Für GuD-Kraftwerke, die in der Regel die Basis der Kostenschätzung
bilden, wurden 700 DM/kWel als unterer Wert und 1.000 DM/kWel als oberer Wert
angenommen.

Tabelle 7.1:

Ausweitung des Strombezugs
Stromerzeugungskosten neuer Erdgaskraftwerke*

Stromerzeugungskosten

Unteres Oberes
Erdgaspreis- Erdgaspreis-

szenario szenario
Pf/kWh

Spitzenlast

2.000 Vollbenutzungsstunden pro Jahr 8,5 - 9,7 10,1 - 12,1

3.000 Vollbenutzungsstunden pro Jahr 6,8 - 8,1 8,4 - 9,8

Mittellast

4.000 Vollbenutzungsstunden pro Jahr 6,0 - 7,0 7,6 - 8,6

5.000 Vollbenutzungsstunden pro Jahr 5,5 - 6,3 7,1 - 7,9

Grundlast

7.000 Vollbenutzungsstunden pro Jahr 4,9 - 5,5 6,5 - 7,1

8.000 Vollbenutzungsstunden pro Jahr 4,7 - 5,2 6,3 - 6,8

* Die ermittelten Stromerzeugungskosten gelten im Regelfall für GuD-Kraftwerke. Alternativ-
rechnungen ergaben allerdings, dass reine Gasturbinenkraftwerke bei einer Vollbenutzungsdauer
von 2.000 h/a in der Mehrzahl der untersuchten Fälle kostengünstiger produzieren als GuD-Anla-
gen. In diesen Fällen beziehen sich die angegebenen Stromerzeugungskosten auf reine Gas-
turbinenkraftwerke.

Die Ergebnisse zeigen, dass die Vollbenutzungsdauer den stärksten Einfluss auf die
Höhe der Stromerzeugungskosten ausübt. Die ermittelten Bandbreiten betragen
4,7 bis 7,1 Pf/kWh für die Grundlast, 5,5 bis 8,6 Pf/kWh für die Mittellast und 6,8 bis
12,1 Pf/kWh für die Spitzenlast. Zweitwichtigste Einflussgröße ist die Wahl des
Erdgaspreis-Szenarios, die unter sonst gleichen Annahmen Kostenunterschiede
von 1,5 bis 2,5 Pf/kWh verursacht. Alternative Prämissen in Bezug auf die spezifi-
schen Investitionskosten haben unter sonst gleichen Bedingungen Kostenunter-
schiede von 0,4 bis 1,6 Pf/kWh zur Folge. Allgemein gilt, dass die Streubreite der
Ergebnisse mit zunehmender Vollbenutzungsdauer abnimmt. Der Unsicherheits-
bereich der Abschätzung ist also am größten in der Spitzenlast und am geringsten
in der Grundlast.

Die Abschätzung der Netzkomponente erfolgte auf der Grundlage der „Verbände-
vereinbarung über Kriterien zur Bestimmung von Durchleitungsentgelten“, die am
22. Mai 1998 von den beteiligten Verbänden der Industrie und der Elektrizitäts-
wirtschaft unterzeichnet wurde.22 Die Ergebnisse, die in Tabelle 7.2 zusammenge-
fasst sind, weisen eine erhebliche Streubreite auf. Eine wichtige Einflussgröße ist
auch hier die Vollbenutzungsdauer. Die ermittelten Bandbreiten betragen 0,7 bis
1,4 Pf/kWh für die Grundlast, 1,0 bis 2,1 Pf/kWh für die Mittellast und 1,4 bis 3,2 Pf/
kWh für die Spitzenlast. Generell gilt, dass eine Übertragungsentfernung von 500
km gegenüber einer Distanz von bis zu 100 km annähernd zu einer Verdopplung
des Netznutzungsentgelts führt.

22 Vgl. Verbändevereinbarung (1998)
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Tabelle 7.2:

Ausweitung des Strombezugs
Netznutzungsentgelte nach Verbändevereinbarung

Netznutzungsentgelte
bei einer Entfernung von ...

bis zu 100 km 250 km 500 km

Pf/kWh

Spitzenlast

2.000 Vollbenutzungsstunden pro Jahr 1,7 2,2 3,2

3.000 Vollbenutzungsstunden pro Jahr 1,4 1,9 2,6

Mittellast

4.000 Vollbenutzungsstunden pro Jahr 1,1 1,5 2,1

5.000 Vollbenutzungsstunden pro Jahr 1,0 1,3 1,8

Grundlast

7.000 Vollbenutzungsstunden pro Jahr 0,8 1,0 1,4

8.000 Vollbenutzungsstunden pro Jahr 0,7 0,9 1,3

Quelle Verbändevereinbarung (1998), eigene Berechnungen

Im Rahmen der Modellrechnungen wurden die Strombezugspreise als Summe von
Erzeugungs- und Netzkomponente ermittelt. Für die Netzkomponente wurden hier-
bei die Ergebnisse für eine Übertragungsentfernung von bis zu 100 km herange-
zogen, da räumlich weiter entfernte Anbieter im Allgemeinen nur dann zum
Zuge kommen dürften, wenn sie das so ermittelte Preisniveau nicht überschreiten.
Die entsprechenden Ergebnisse sind in Tabelle 7.3 zusammengefasst. Die angege-
benen Bandbreiten spiegeln den Einfluss der spezifischen lnvestitionskosten auf die
Erzeugungskomponente wider. Die unteren Kostenwerte basieren auf niedrigen
spezifischen lnvestitionskosten (im GuD-Fall: 700 DM/kWel), den oberen Kosten-
werten liegen hohe spezifische Investitionskosten (im GuD-Fall: 1.000 DM/kWel)
zugrunde. Erwartungsgemäß werden die Ergebnisse maßgeblich von der Voll-
benutzungsdauer beeinflusst. Die ermittelten Bandbreiten betragen 5,4 bis 7,9 Pf/
kWh für die Grundlast, 6,4 bis 9,7 Pf/kWh für die Mittellast und 8,2 bis 13,8 Pf/kWh
für die Spitzenlast.

Tabelle 7.3:

Ausweitung des Strombezugs
Ergebnisse der Modellrechnungen für die Strombezugspreise

Strombezugspreise

Unteres Oberes
Erdgaspreis- Erdgaspreis-

szenario szenario

Pf/kWh

Spitzenlast

2.000 Vollbenutzungsstunden pro Jahr 10,2 - 11,4 11,8 - 13,8

3.000 Vollbenutzungsstunden pro Jahr 8,2 - 9,6 9,8 - 11,2

Mittellast

4.000 Vollbenutzungsstunden pro Jahr 7,1 - 8,1 8,7 - 9,7

5.000 Vollbenutzungsstunden pro Jahr 6,4 - 7,2 8,1 - 8,9

Grundlast

7.000 Vollbenutzungsstunden pro Jahr 5,7 - 6,2 7,3 - 7,9

8.000 Vollbenutzungsstunden pro Jahr 5,4 - 5,9 7,0 - 7,5
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Jede Prognose der Preisentwicklung auf dem sich öffnenden Elektrizitätsmarkt ist
naturgemäß mit erheblichen Unsicherheiten behaftet. Die dargestellten Ergebnisse
können daher lediglich als Orientierungswerte betrachtet werden. Abweichungen
von den rechnerisch ermittelten Strombezugspreisen sind insbesondere aus zwei
Gründen möglich.

Zum einen wird die Angebotssituation auf dem Strommarkt in den nächsten Jahren
durch weitgehend abgeschriebene Kraftwerke und Überkapazitäten gekennzeich-
net sein. Das künftige Niveau der Strombezugspreise könnte sich daher kurz- und
mittelfristig auch an den Kosten vollständig abgeschriebener vorhandener Kraft-
werke orientieren. Würde man diesen Ansatz zugrundelegen, dürften sich tenden-
ziell niedrigere Strombezugspreise ergeben.

Zum anderen ist zu berücksichtigen, dass der Elektrizitätsmarkt auch nach seiner
Öffnung einen hohen Grad der Angebotskonzentration aufweisen wird, obgleich er
insgesamt wettbewerbsorientiert strukturiert ist. Ferner sind die spezifischen Be-
dingungen der einzelnen Wertschöpfungsstufen zu beachten. Obgleich es verein-
zelt auch eine Tendenz zum Leitungsbau in Konkurrenz zu bestehenden Leitungs-
netzen beziehungsweise deren Berücksichtigung in Lieferangeboten und -
verträgen gibt, wird der Bereich der Übertragungs- und Verteilungsnetze grund-
sätzlich auch weiterhin ein natürliches Monopol bilden. Vor diesem Hintergrund ist
auch die Möglichkeit in Betracht zu ziehen, dass sich die Strompreise nach einer
Phase intensiven Preiswettbewerbs, in der es zu Preisen deutlich unterhalb der Voll-
kosten kommen kann, mittel- bis langfristig wieder auf oder über dem Vollkosten-
niveau einpendeln werden.

7.3 Auswirkungen auf die CO2-Emissionen

Um die Auswirkungen einer Ausweitung des Strombezugs auf die CO2-Emissionen
zu klären, hat die Arbeitsgruppe ein Mengenszenario der künftigen Strom-
beschaffung der Stadtwerke Bremen AG definiert und untersucht. Dem Szenario
liegt die Vorstellung zugrunde, dass die Stadtwerke ihren Bedarf an Grundlaststrom
weiterhin durch Eigenerzeugung decken, Mittel- und Spitzenlaststrom hingegen
künftig von außen beziehen.

Tabelle 7.4:

Ausweitung des Strombezugs
Auswirkungen auf die CO2-Emissionen

CO2- CO2-
Emissionen Emissionen

absolut spezifisch

t/a g/kWh

Status quo (Eigenerzeugung)*

Mittel- und Spitzenlastkraftwerke 706.802 804

Szenario (Strombezug)**

Bei 90 % Steinkohle und 10 % Erdgas 774.965 881

Bei 80 % Steinkohle und 20 % Erdgas 739.778 841

Veränderung

Bei 90 % Steinkohle und 10 % Erdgas + 68.163 + 77

Bei 80 % Steinkohle und 20 % Erdgas + 32.976 + 37

* Mittelwerte der Periode 1993 bis 1996.

* Der Emissionsberechnung wurden die durchschnittlichen Nutzungsgrade der Gesamtheit der deut-
schen Steinkohle- bzw. Erdgaskraftwerke im Jahr 1996 zugrundegelegt. Diese betrugen nach
VDEW (1 996) 36,4 % für Steinkohle und 38,2 % für Erdgas

Aufgrund der Zuordnung zum Mittel- und Spitzenlastbereich ist davon auszuge-
hen, dass der bezogene Strom in Steinkohle- und Erdgaskraftwerken erzeugt wür-
de. Auf Basis einer näheren Betrachtung der Lastganglinien der bundesweiten
Strombedarfsdeckung kam die Arbeitsgruppe zu dem Ergebnis, dass der Erdgasan-
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teil hierbei voraussichtlich zwischen 10 bis 20 % läge.23 Die für diese Bandbreite
ermittelten CO2-Effekte sind in Tabelle 7.4 dargestellt. Unter den getroffenen An-
nahmen führt das Szenario zu einem Anstieg der CO2-Emissionen um etwa 33.000
bis 68.000 Tonnen pro Jahr. Dies entspricht einer Steigerung um rund 5 bis 10 %
gegenüber dem Status quo.

Bei der Interpretation dieser Werte ist zunächst zu beachten, dass der Berechnung
bundesweite Durchschnittswerte zugrundeliegen. Die ermittelten CO2-Effekte
können daher nur als Näherungen interpretiert werden. Gleichwohl besteht aus
Sicht der Arbeitsgruppe kein Zweifel, dass die Richtung der zu erwartenden Verän-
derungen richtig beschrieben wird.

Ferner ist zu berücksichtigen, dass die durchgeführte Emissionsberechnung eine
Momentaufnahme darstellt. In längerfristiger Betrachtung ist zu erwarten, dass im
Zuge von Ersatzinvestitionen der durchschnittliche Nutzungsgrad des Kraftwerks-
parks sowie der Anteil emissionsgünstiger erdgasbefeuerter GuD-Kraftwerke an
der Stromerzeugung zunehmen werden. Beide Prozesse führen im Zeitablauf zu
einer Reduzierung der spezifischen CO2-Belastung des bezogenen Stroms. Hierbei
ist zu beachten, dass solche Effizienzsteigerungen auch bei einer auf Eigener-
zeugung basierenden Strombeschaffungsstrategie realisiert würden.

Zusammenfassend sind — unter Berücksichtigung der dargestellten Unsicherhei-
ten — folgende Ergebnisse festzuhalten: In kurzfristiger Betrachtung wäre eine
Realisierung des untersuchten Strombezugs-Szenarios tendenziell CO2-neutral. In
längerfristiger Betrachtung würde die CO2-Belastung des bezogenen Stroms auf-
grund von trendmäßigen Effizienzsteigerungen sowie der allgemeinen Tendenz zu
erdgasbefeuerten GuD-Anlagen allmählich abnehmen.

8 Ausbau der Fernwärmeversorgung

8.1 Vorbemerkungen

Die Option eines Ausbaus der Fernwärmeversorgung ist von einer Arbeitsgruppe
der Stadtwerke Bremen AG in Kooperation mit dem Bremer Energie-Institut bereits
vor einigen Jahren intensiv untersucht worden. Im Ergebnis wurde damals eine
strategische Fernwärmeausbauplanung erstellt, die sowohl eine Erweiterung der
Fernwärmeversorgung im Bremer Osten als auch den Aufbau eines neuen, vom
Kraftwerk Hafen ausgehenden Fernwärmenetzes im Bremer Westen vorsah. In die
Ausbauplanungen für das westliche Gebiet waren die Stadtteile Gröpelingen, Wal-
le, Findorff, Bahnhofsvorstadt, Altstadt und Alte Neustadt einbezogen.24

Der geplante Fernwärmeausbau im Bremer Westen ist zwischenzeitlich in Teilen
realisiert. Der Bau der Haupttransportleitung, die das Kraftwerk Hafen und das in
Nähe der Innenstadt gelegene Berufsbildungszentrum (BBZ) miteinander verbin-
det, wurde im Oktober 1997 abgeschlossen. Die Stadtteile Gröpelingen und Walle
sind damit an die Fernwärme angebunden.

In Anbetracht dieser Ausgangslage untersuchte die Arbeitsgruppe die Frage, mit
welchen wirtschaftlichen und ökologischen Auswirkungen ein weiterer Fern-
wärmeausbau in die Gebiete Findorff, Bahnhofsvorstadt, Altstadt und Alte Neustadt
verbunden wäre. Aus Zeitgründen wurde hierbei unmittelbar an die vorliegende
Fernwärmeausbauplanung der Stadtwerke Bremen AG angeknüpft. Ferner wurde
die Betrachtung auf den Bremer Westen beschränkt, auf den etwa zwei Drittel des
seinerzeit ermittelten Ausbaupotentials entfallen.

Eine umfassende Aktualisierung der Fernwärmeausbauplanung konnte aufgrund
des hohen Detaillierungsgrads der damals durchgeführten Untersuchungen nicht
geleistet werden. Die im Folgenden dargestellten Ergebnisse basieren vielmehr auf
dem Planungsstand des Jahres 1996. Sie können daher lediglich als Orientierungs-
werte für die wirtschaftliche und ökologische Beurteilung eines weiteren Fern-
wärmeausbaus im Bremer Westen herangezogen werden.

23 Die außerdem enthaltene Reservekomponente wurde im Rahmen der Emissionsbetrachtung nicht
explizit untersucht. Es kann jedoch davon ausgegangen werden, dass der bezogene Reservestrom
zum weitaus überwiegenden Teil in Steinkohlekraftwerken erzeugt würde. Eine explizite Emissions-
berechnung für die Reservekomponente würde deshalb die Ergebnisse nicht wesentlich verändern.

24 Die strategische Fernwärmeausbauplanung wurde im Zeitraum von April 1993 bis Februar 1995
erstellt und unternehmensintern bis Juni 1996 fortgeschrieben.
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8.2 Potentialermittlung

Der angenommene Ausbau führt bis zum Jahr 2020 zu einem zusätzlichen Fern-
wärmeabsatz von gut 350 Mio. kWh/a. Dies entspricht knapp 60 % des heutigen
Fernwärmeabsatzes der Stadtwerke Bremen AG im Bremer Osten.25 Hiervon ist bis
zum Jahr 2005 annähernd die Hälfte erreicht, der restliche Teil kommt aufgrund des
langfristigen Charakters der Anschlussentwicklung in den Folgejahren hinzu. Bis
2005 wird eine CO2-Minderung von rund 22.000 t/a, bis 2020 von rund 45.000 t/a
erzielt.

Tabelle 8.1:

Ausbau der Fernwärmeversorgung
Zentrale Ergebnisse der Potentialermittlung

bis 2005 bis 2020

Fernwärmeabsatz Mio. kWh/a 161 357

CO2-Minderung t/a 21.817 44.883

Die Verteilung der bis 2020 erreichbaren CO2-Minderung auf die einzelnen Stadt-
teile ist in Abbildung 8.1 dargestellt. Es wird deutlich, dass rund 65 % des Potentials
auf die Altstadt und die Bahnhofsvorstadt entfallen.

Abbildung 8.1.

Ausbau der Fernwärmeversorgung
CO2-Minderungspotential nach Stadtteilen (Bezugsjahr 2020)

25 Wärmeabsatz im Fernwärme-Verbundnetz Bremen Ost in 1997: 618 Mio. kWh.

8.3 Wirtschaftlichkeitsbetrachtung

Im Rahmen der Wirtschaftlichkeitsbetrachtung wurden grundsätzlich die Annah-
men der strategischen Fernwärmeausbauplanung zugrundegelegt. Allerdings wur-
den in einzelnen Punkten Modifikationen vorgenommen, um zwischenzeitlich ein-
getretenen Veränderungen Rechnung zu tragen. Einen Überblick über die zentra-
len Annahmen vermittelt Tabelle 8.2.

Tabelle 8.2:

Ausbau der Fernwärmeversorgung
Zentrale Annahmen der Wirtschaftlichkeitsrechnung

Fernwärmeabsatz* Mio. kWh/a 357

Investitionen** Mio. DM 73,6

Brennstoffkosten DM/MWh 12,20

Fernwärmepreis (real konstant) DM/MWh 75

Kalkulationszinssatz (real) % 4,9

* Zusätzlicher Fernwärmeabsatz nach vollständiger Erschließung der Gebiete Altstadt, Bahnhofsvor-
stadt, Findorff und Alte Neustadt

** Investitionen in Erzeugungs- und Verteilungsanlagen (einschließlich Hausanschlusskosten abzüg-
lich Kundenbeiträge zu Hausanschlusskosten)
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Ein wesentlicher methodischer Unterschied gegenüber der Fernwärmeausbau-
planung besteht darin, dass im vorliegenden Zusammenhang keine Vollkosten,
sondern eine langfristige Grenzkostenbetrachtung durchgeführt wurde. Dement-
sprechend wurden nur diejenigen Investitionen berücksichtigt, die zur Erschlie-
ßung der Gebiete Altstadt, Bahnhofsvorstadt, Findorff und Alte Neustadt zusätzlich
erforderlich wären. Die bereits getätigten Investitionen in die Erzeugung sowie für
den Bau der Haupttransportleitung wurden demgegenüber nicht in Ansatz ge-
bracht.

Eine weitere Modifikation von erheblicher Bedeutung wurde auf der Erzeugungs-
seite vorgenommen. Während die Fernwärmeausbauplanung davon ausging, dass
im Kraftwerk Hafen auch längerfristig zwei Kraftwerksblöcke weiterbetrieben wer-
den, wurde im vorliegenden Zusammenhang angenommen, dass nur der Block 6
beziehungsweise eine vergleichbare Erzeugungseinheit auf Dauer zur Verfügung
steht. Unter dieser Voraussetzung sind zur Deckung von Spitzen- und Reserve-
bedarf Heißwasserkessel erforderlich, für deren Errichtung ein Investitionsvolu-
men von insgesamt 15,0 Mio. DM veranschlagt wurde. Die veränderte Er-
zeugungsstruktur hat ferner Auswirkungen auf die Brennstoff kosten, die mit rund
12 DM/MWh deutlich höher angesetzt wurden als in der Fernwärmeaus-
bauplanung (5 DM/MWh).

Auf der Erlösseite wurden die Annahmen der Fernwärmeausbauplanung unverän-
dert übernommen. Dies gilt sowohl für die Absatzentwicklung, die einen raschen
Anschluss der Großverbraucher an das Fernwärmenetz unterstellt, als auch für die
Preisentwicklung, die als real konstant angenommen wurde. Die genannten Prä-
missen sind aus heutiger Sicht als relativ optimistisch einzuschätzen, insbesondere
vor dem Hintergrund anhaltend niedriger Preise der Konkurrenzenergien Heizöl
und Erdgas. Eine Aktualisierung der erlösseitigen Annahmen war jedoch aufgrund
des hohen Detaillierungsgrades der seinerzeit durchgeführten Planungsrechnun-
gen im Rahmen der Arbeitsgruppe nicht möglich.

Abbildung 8.2:

Ausbau der Fernwärmeversorgung Erlöse und Kosten im Zeitablauf

26 Die dargestellten Erlöse sind als Nettoerlöse definiert (Verkaufserlöse abzüglich Konzessionsabgabe
abzüglich entgangene Gasmarge). Die dargestellten Kosten umfassen alle der Fernwärme-
versorgung direkt zuzuordnenden Kosten (Brennstoffkosten, Kapitaldienst, Betrieb/Unterhaltung).
Nicht enthalten sind Verkaufs- und Verwaltungskosten, etwa für Marketing und Abrechnung. Er-
gänzend wurde eine Variante mit einem um 20 % niedrigeren Fernwärmepreis gerechnet, um die
Sensitivität der Ergebnisse in bezug auf Preissenkungen abzuschätzen. Diese zeigt ebenfalls positi-
ve Ergebnisse auf erwartungsgemäß niedrigerem Niveau.

Unter den getroffenen Annahmen führt die Wirtschaftlichkeitsbetrachtung zu posi-
tiven Ergebnissen. Die ermittelten Erlös- und Kostenverläufe zeigt Abbildung 8.2.26

Danach treten in den ersten beiden Jahren des Betrachtungszeitraums geringfügi-
ge Anlaufverluste auf. Ab dem dritten Jahr sind Überschüsse zu verzeichnen, die im
Zeitablauf wachsen und insgesamt ein erhebliches Ausmaß annehmen. Eine ergän-
zend durchgeführte Investitionsrechnung ergab eine attraktive Verzinsung des ein-
gesetzten Kapitals.
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Aufgrund des relativ optimistischen Charakters der zugrundeliegenden
erlösseitigen Annahmen ist davon auszugehen, dass diese Ergebnisse die Wirt-
schaftlichkeit eines weiteren Fernwärmeausbaus tendenziell zu positiv darstellen.
Insgesamt ist festzustellen, dass die Wirtschaftlichkeit eines weiteren Fernwärme-
ausbaus in starkem Maße von der künftigen Entwicklung der energie-
wirtschaftlichen und energiepolitischen Rahmenbedingungen abhängt.

9 Zusammenfassende Bewertung

9.1 Vorbemerkungen

Die Arbeitsgruppe „Landesenergieprogramm“ hat schwerpunktmäßig Handlungs-
optionen zur Minderung der CO2-Emissionen im Bereich der Strombeschaffung
untersucht. Hierbei wurde die wettbewerbliche Öffnung der Strom- und Gasmärkte
als zentrale Rahmenbedingung besonders berücksichtigt. Aufgrund des engen the-
matischen Zusammenhangs wurde ferner die Möglichkeit eines weiteren Ausbaus
der Fernwärmeversorgung betrachtet.

Die Arbeitsgruppe hat im Rahmen ihrer Untersuchungen ökologische, wirtschaftli-
che und unternehmensstrategische Kriterien berücksichtigt. Als Leitvariable für die
ökologische Bewertung wurden die CO2-Emissionen herangezogen. Zur wirtschaft-
lichen Bewertung der Handlungsoptionen im Strombereich wurden die spezifi-
schen Strombeschaffungskosten ermittelt. Die Kostenermittlung erfolgte hierbei
durchgängig aus einer volkswirtschaftlichen Perspektive. Dies bedeutet insbeson-
dere, dass für die Ermittlung des Kapitaldienstes technisch-wirtschaftliche Nut-
zungsdauern sowie ein am langfristigen Kapitalmarkt orientierter Kalkulations-
zinssatz zugrundegelegt wurden. Unternehmensstrategische Aspekte wurden in
qualitativer Form diskutiert und in die Gesamtbewertung einbezogen.

Die Option eines Ausbaus der Fernwärmeversorgung ist von einer Arbeitsgruppe
der Stadtwerke Bremen AG in Kooperation mit dem Bremer Energie-Institut bereits
vor einigen Jahren intensiv untersucht worden. Im Ergebnis wurde eine strategi-
sche Fernwärmeausbauplanung erstellt, die sowohl eine Erweiterung der Fern-
wärmeversorgung im Bremer Osten als auch den Aufbau eines neuen, vom Kraft-
werk Hafen ausgehenden Fernwärmenetzes im Bremer Westen vorsah. In Anbe-
tracht dieser Ausgangslage lag es nahe, bei der Untersuchung von CO2-
Minderungsoptionen im Bereich der Fernwärmeversorgung unmittelbar an die vor-
liegende Ausbauplanung anzuknüpfen. Die Betrachtung wurde hierbei auf den
Bremer Westen beschränkt. Gegenstand der Untersuchung war die Frage, welche
wirtschaftlichen und ökologischen Auswirkungen eine vollständige Umsetzung der
Fernwärmeausbauplanung für den Bremer Westen gegenüber dem heutigen Aus-
baustand hätte.

In den folgenden Abschnitten 9.2 bis 9.5 wird zunächst eine vergleichende Darstel-
lung der Ergebnisse für die untersuchten Strombeschaffungsoptionen gegeben. In
Abschnitt 9.6 werden anschließend die Ergebnisse zum Fernwärmeausbau im Bre-
mer Westen zusammengefasst.

9.2 Wirtschaftliche Bewertung

Zur wirtschaftlichen Bewertung der Handlungsoptionen im Stromsektor wurden
die spezifischen Strombeschaffungskosten ermittelt.27 Da diese in der überwiegen-
den Zahl der untersuchten Fälle vom Erdgaspreis abhängig sind, wurden zwei ver-
schiedene Erdgaspreis-Szenarien betrachtet. Das obere Szenario unterstellt, aus-
gehend vom heutigen niedrigen Preisniveau, einen moderaten Anstieg. Das untere
Szenario geht davon aus, dass es aufgrund der wettbewerblichen Marktöffnung
kurzfristig zu einem Preisverfall kommt, der Erdgaspreis sich in der Folgezeit je-
doch wieder an das ursprüngliche Niveau annähert.28

27 Alle im Rahmen dieses Berichts angegebenen Strombeschaffungskosten sind reale finanz-
mathematische Durchschnittskosten, bezogen auf die jeweilige Nutzungsdauer. Eine nähere Be-
schreibung der Berechnungsmethodik enthält Abschnitt 1.3.

28 Eine nähere Darstellung der verwendeten Erdgaspreis-Szenarien enthält Anlage 3.
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Abbildung 9.1:

Strombeschaffungskosten im Vergleich (Oberes Erdgaspreis-Szenario)

Abbildung 9.1 fasst die Ergebnisse für das obere Erdgaspreis-Szenario zusam-
men.29 Die Stromerzeugung in der Müllverbrennungsanlage (MVA), in dezentralen
Anlagen der Kraft-Wärme-Kopplung (KWK) sowie in dem untersuchten GuD-Kraft-
werk (GuD) ist jeweils dem Grund- oder Mittellastbereich zuzuordnen. Hierbei
kann davon ausgegangen werden, dass die betrachteten Anlagen eine gesicherte
elektrische Leistung bereitstellen. Als Maßstab für die wirtschaftliche Bewertung
sind somit die künftig zu erwartenden Bezugspreise für Grund- und Mittellaststrom
heranzuziehen. Im Ergebnis ist festzustellen, dass alle drei Erzeugungsvarianten
mit spezifischen Strombeschaffungskosten von 5,8 bis 8,7 Pf/kWh auf Dauer gegen-
über einem vergleichbaren Strombezug wettbewerbsfähig sind.30 Hierbei zeigt sich
ein spürbarer Kostenvorteil für die Stromerzeugung auf Basis von Abfallwärme ge-
genüber den beiden Varianten auf Erdgasbasis, die ihrerseits annähernd gleichwer-
tig sind.

Die Stromerzeugung in Windkraftanlagen ist naturgemäß vom Windangebot ab-
hängig und stellt daher im Unterschied zu den übrigen untersuchten Varianten kei-
ne gesicherte elektrische Leistung bereit.31 Als Maßstab für die wirtschaftliche Be-
wertung können daher nicht die Vollkosten, sondern lediglich die variablen Kosten
anderer Strombeschaffungsalternativen herangezogen werden. Im Hinblick auf
den hohen Kohlestromanteil in der Stadtgemeinde Bremen bieten sich als
Referenzgröße die variablen Kosten von Steinkohlekraftwerken an, die unter An-
nahme heutiger Brennstoffpreise und Anlagenwirkungsgrade mit etwa 3 bis 4 Pf/
kWh angegeben werden können. Ein Vergleich mit den ermittelten durchschnittli-
chen Windstromkosten von rund 14 Pf/kWh bestätigt, dass die Windkraft derzeit
gegenüber einer Stromerzeugung auf fossiler Brennstoffbasis nicht wettbewerbsfä-

29 Die angegebenen Werte sind in der Regel Mittelwerte, die jeweils eine mehr oder weniger große
Bandbreite repräsentieren (Windkraft: gewogenes arithmetisches Mittel des bis 2005 erschließbaren
Potentials nach Tabelle 5.2; dezentrale KWK: gewogenes arithmetisches Mittel des ermittelten Po-
tentials nach Tabellen 3.2 und 3.4; Strombezug: einfache arithmetische Mittelwerte der für die ein-
zelnen Lastbereiche ermittelten Bandbreiten nach Tabelle 7.4).

30 Kurzfristig können die Marktpreise für bezogenen Strom auch unter den Vollkosten neuer Kraftwer-
ke liegen. Dies gilt insbesondere für die Übergangsphase zu einem wettbewerblichen Strommarkt
(weitgehend abgeschriebene Kraftwerke, Überkapazitäten).

31 Diese vereinfachende Betrachtungsweise sieht davon ab, dass viele Windkraftanlagen in ihrer Ge-
samtheit einen gewissen Kapazitätseffekt haben und insoweit auch zur Bereitstellung elektrischer
Leistung beitragen. Eine Berücksichtigung dieses schwer quantifizierbaren und in jedem Fall sehr
begrenzten Effekts würde die wirtschaftliche Bewertung jedoch nicht wesentlich verändern.
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hig ist. Eine Erschließung des ermittelten Windkraftausbaupotentials setzt deshalb
eine entsprechende Förderung voraus, die gegenwärtig durch das Stromein-
speisungsgesetz des Bundes und die ergänzende Investitionsförderung des Landes
auch gegeben ist.

Die angegebenen Strombezugskosten basieren auf Modellrechnungen, in die zwei
Komponenten eingegangen sind: zum einen die Vollkosten neuer GuD-Kraftwerke
auf Erdgasbasis, zum anderen die Netznutzungsentgelte gemäß der kürzlich zwi-
schen Industrie und Elektrizitätswirtschaft geschlossenen Verbändevereinbarung.32

Die Resultate zeigen eine stark ausgeprägte Abhängigkeit vom Lastbereich: Für
Spitzenlaststrom ergeben sich mit 11,7 Pf/kWh etwa 1,6 mal so hohe spezifische
Bezugskosten wie für Grundlaststrom (7,4 Pf/kWh). Ursächlich für die last-
abhängigen Kostenunterschiede sind zwei gleichgerichtete Effekte. Zum einen sin-
ken die Stromerzeugungskosten von GuD-Kraftwerken mit zunehmender Voll-
benutzungsdauer erheblich. Zum anderen führt die Verbändevereinbarung bei ge-
ringen Vollbenutzungsdauern zu deutlich höheren Netznutzungsentgelten als bei
hohen Vollbenutzungsdauern.

Abbildung 9.2:

Strombeschaffungskosten im Vergleich (Unteres Erdgaspreis-Szenario)

32 Die angegebenen Bezugspreise können lediglich als Orientierungswerte betrachtet werden. Vgl.
zum verwendeten Rechenmodell sowie zur Interpretation der Ergebnisse Abschnitt 7.2.

Abbildung 9.2 stellt die Ergebnisse der Kostenermittlung für das untere Erdgas-
preis-Szenario dar. Erwartungsgemäß fallen die Strombeschaffungskosten der
erdgasabhängigen Varianten deutlich niedriger aus als unter Zugrundelegung der
oberen Preisvariante. Die Rangfolge der untersuchten Optionen wird durch die
Annahme eines niedrigeren Erdgaspreises nicht verändert. Allerdings wird der Ko-
stenvorteil der Müllverbrennungsanlage gegenüber der dezentralen Kraft-Wärme-
Kopplung und dem GuD-Kraftwerk erheblich reduziert.

Zusammenfassend lassen sich drei Ergebnisse festhalten: (1) Stromerzeugung in
der Müllverbrennungsanlage, dezentrale Kraft-Wärme-Kopplung und Eigener-
zeugung auf GuD-Basis weisen etwa gleich hohe spezifische Kosten auf wie ein
vergleichbarer Strombezug im Grund- beziehungsweise Mittellastbereich. Hierbei
ist zu beachten, dass die für die Müllverbrennungsanlage ermittelten Strom-
beschaffungskosten mit hohen Unsicherheiten behaftet sind. (2) Die Windkraft ist
erwartungsgemäß nicht wirtschaftlich und bedarf zu ihrer weiteren Verbreitung der
Förderung. (3) Die ermittelten Strombezugspreise sind in erheblichem Maße vom
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Lastbereich abhängig, wobei das verwendete Modell für Spitzenlaststrom etwa 1,6
mal so hohe spezifische Bezugskosten berechnet wie für Grundlaststrom. Alle zu-
sammenfassend getroffenen Aussagen gelten unabhängig von der Wahl des
Erdgaspreis-Szenarios.

9.3 Ökologische Bewertung

Als Leitvariable für die ökologische Bewertung der untersuchten Handlungs-
optionen wurden die CO2-Emissionen herangezogen. Als Kennzahlen wurden die
spezifische CO2-Belastung der bereitgestellten elektrischen Arbeit sowie das abso-
lute CO2-Minderungspotential ermittelt.

Abbildung 9.3:

Spezifische CO2-Belastung im Vergleich

33 Bei den dargestellten Ergebnissen handelt es sich in zwei Fällen um Mittelwerte. Für die dezentrale
Kraft-Wärme-Kopplung wird das gewogene arithmetische Mittel des Gesamtpotentials, für das
Strombezugs-Szenario das einfache arithmetische Mittel der berechneten Spannweite (841-881 g/
kWh) angegeben. Als Vergleichsgröße für das Strombezugs-Szenario sollte die spezifische CO2-Be-
lastung der verdrängten Eigenerzeugung herangezogen werden (804 g/kWh).

Abbildung 9.3 stellt die spezifische CO2-Belastung der bereitgestellten elektrischen
Arbeit dar.33 Zieht man als Vergleichsgröße die spezifischen CO2-Emissionen der
Stromerzeugung im bestehenden Kraftwerkspark der Stadtwerke Bremen AG heran
(rund 870 g/kWh), sind alle untersuchten Erzeugungsoptionen eindeutig positiv zu
beurteilen. Hierbei weisen die emissionsfreie Nutzung der Windkraft und die ex-
trem emissionsarme Stromerzeugung in der Müllverbrennungsanlage deutlich
günstigere Werte auf als die dezentrale Kraft-Wärme-Kopplung und die GuD-Tech-
nik, die beide auf der Nutzung des fossilen Energieträgers Erdgas basieren. Für das
untersuchte Strombezugs-Szenario wurde demgegenüber eine sehr hohe spezifi-
sche CO2-Belastung ermittelt. Der angegebene Wert spiegelt hierbei den
Energieträgermix und die Effizienz der heutigen Mittel- und Spitzenlaststrom-
erzeugung auf Bundesebene wider. In längerfristiger Betrachtung ist aufgrund von
allgemeinen Effizienzsteigerungen sowie des zu erwartenden zunehmenden Ein-
satzes erdgasbefeuerter GuD-Anlagen mit einer sinkenden spezifischen CO2-Bela-
stung des bezogenen Stroms zu rechnen.
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Abbildung 9.4:

Absolute CO2-Minderungspotentiale

Abbildung 9.4 stellt die ermittelten CO2-Minderungspotentiale dar. Zieht man das
vom Senat angestrebte CO2-Minderungsziel (700.000 t/a) als Vergleichsgröße her-
an, so zeigt sich, dass alle untersuchten Erzeugungsoptionen quantitativ relevante
Beiträge zur Senkung der CO2-Emissionen leisten können. Für das Strombezugs-
Szenario wurde demgegenüber ein Anstieg der CO2-Emissionen gegenüber dem
Ist-Zustand berechnet. Aufgrund von Unsicherheiten bei der Ermittlung der CO2-
Belastung des bezogenen Stroms sollte dieses Ergebnis nicht zu streng interpretiert
werden. Ferner sollte auch hier beachtet werden, dass die Berechnung heutige Ver-
hältnisse widerspiegelt. Zusammenfassend ist nach Einschätzung der Arbeitsgrup-
pe die Schlussfolgerung gerechtfertigt, dass eine Realisierung des Strombezugs-
Szenarios gegenüber dem Ist-Zustand kurz- und mittelfristig bestenfalls CO2-neu-
tral wäre, in längerfristiger Betrachtung jedoch tendenziell eine CO2-Minderung
gegenüber dem Status quo mit sich brächte.

Das größte Einzelpotential wurde für den Ersatz des Blocks 5 im Kraftwerk Hafen
durch ein GuD-Kraftwerk ermittelt. Gleichwohl bieten auch die untersuchten de-
zentralen Stromerzeugungsoptionen erhebliche Möglichkeiten zur Minderung der
CO2-Emissionen. Bei vollständiger Erschließung der Potentiale von Windkraft,
Müllverbrennungsanlage und dezentraler Kraft-Wärme-Kopplung könnte aus die-
sen Quellen annähernd die gleiche elektrische Arbeit bereitgestellt werden wie
unter heutigen Bedingungen durch den Block 5.34 Die resultierende CO2-Minde-
rung betrüge in Summe 342.000 t/a und läge damit über dem ermittelten CO2-
Minderungseffekt der GuD-Anlage.

Neben den Auswirkungen auf die CO2-Emissionen hat die Arbeitsgruppe weitere
Kriterien zur ökologischen Bewertung der untersuchten Strombeschaffungs-
optionen herangezogen. Im Einzelnen wurden die Auswirkungen auf den Ver-
brauch nicht erneuerbarer Primärenergie sowie auf die Emissionen von
Schwefeldioxid (SO2) und Stickoxiden (NOx) betrachtet. Im Rahmen dieses Berichts
wurde im Interesse einer übersichtlichen Darstellung auf eine Wiedergabe der ent-
sprechenden Untersuchungsergebnisse verzichtet. Es soll jedoch an dieser Stelle
darauf hingewiesen werden, dass eine Einbeziehung der genannten Kriterien aus
Sicht der Arbeitsgruppe die ökologische Gesamtbewertung der untersuchten
Handlungsoptionen nicht verändern würde.

34 Block 5: 523.536 MWh/a, Summe dezentrale Optionen: 502.294 MWh/a. In diesem Zusammenhang
ist auch zu berücksichtigen, dass weitere dezentrale Stromerzeugungsoptionen bestehen, die im
Rahmen der Arbeitsgruppe nicht untersucht wurden (Gichtgasverstromung, Weserkraftwerk).
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9.4 Unternehmensstrategische Bewertung

Mit der wettbewerblichen Öffnung der Märkte für Strom und Gas haben sich
die Rahmenbedingungen für das unternehmerische Handeln der Stadtwerke Bre-
men AG grundlegend verändert. Aus Sicht des Unternehmens sind die im vorlie-
genden Zusammenhang untersuchten Strombeschaffungsoptionen daher auch un-
ter dem Gesichtspunkt zu beurteilen, ob diese als Elemente einer Gesamtstrategie
zur Anpassung an ein zunehmend wettbewerblich strukturiertes Umfeld geeignet
sind. Diese Frage wurde im Rahmen der Arbeitsgruppe in qualitativer Form erör-
tert. Die entsprechenden Diskussionsergebnisse werden im Folgenden zusammen-
gefasst.

Die Option eines Zubaus von dezentralen Anlagen der Kraft-Wärme-Kopplung
wurde im vorliegenden Zusammenhang durchgängig aus der Perspektive der
Stadtwerke Bremen AG betrachtet. Das ermittelte Potential entfällt zu rund 75 % auf
den industriellen Sektor und konzentriert sich hierbei auf wenige Großverbraucher.
Eine Realisierung dieser Einsatzmöglichkeiten durch die Stadtwerke Bremen AG
im Wege von Contracting-Lösungen würde einen Beitrag zur Bindung industrieller
Großkunden an das Unternehmen leisten. Aus unternehmensstrategischer Sicht ist
ein Ausbau der dezentralen Kraft-Wärme-Kopplung daher positiv zu beurteilen.

Die geplante Ausweitung der Stromerzeugung in der Müllverbrennungsanlage ist
im Zusammenhang mit der langfristigen Strategie der Stadtwerke Bremen AG zur
Erschließung neuer Geschäftsfelder zu sehen. In diesem Rahmen verfolgt das Un-
ternehmen unter anderen das Ziel, sich als relevanter regionaler Anbieter von
Entsorgungsleistungen zu etablieren. Der Markteintritt ist mit der Beteiligung an
den abfallwirtschaftlich tätigen Nachfolgegesellschaften der Bremer Entsorgungs-
betriebe zwischenzeitlich vollzogen worden. Die Ausweitung der Stromerzeugung
in der Müllverbrennungsanlage erscheint vor diesem Hintergrund konsequent, so-
fern die Erzeugungskosten zu wettbewerbsfähigen Stromlieferungsangeboten füh-
ren. Aus unternehmensstrategischer Sicht ergibt sich damit auch für diese Strom-
beschaffungsoption eine positive Bewertung.

Der mögliche Ersatz von Block 5 im Kraftwerk Hafen durch ein GuD-Kraftwerk
und das untersuchte Szenario einer Ausweitung des Strombezugs stellen Alternati-
ven dar, deren unternehmensstrategische Bewertung maßgeblich von den zu-
grundegelegten Kriterien abhängt. Im Rahmen der Arbeitsgruppe wurde nicht der
Versuch unternommen, solche Kriterien zu entwickeln oder systematisch zu beur-
teilen. Es soll jedoch an dieser Stelle darauf hingewiesen werden, dass die Stadt-
werke Bremen AG das Ziel einer Flexibilisierung der Strombeschaffung verfolgt.
Dieser Ansatz zielt im Kern darauf ab, den Anteil des Strombezugs an der Strom-
beschaffung erheblich auszuweiten. Hiermit soll zum einen die Anpassungs-
flexibilität gegenüber absatzseitigen Veränderungen erhöht werden. Zum anderen
soll die Voraussetzung geschaffen werden, um erwartete Einkaufsvorteile auf ei-
nem wettbewerblich organisierten Strommarkt nutzen zu können. Legt man der
unternehmensstrategischen Bewertung das Ziel einer Flexibilisierung der Strom-
beschaffung zugrunde, ergibt sich eine negative Bewertung für den Neubau eines
GuD-Kraftwerks und eine positive Bewertung für das untersuchte Strombezugs-
Szenario.

Die verstärkte Nutzung der Windkraft ist ein erklärtes energiepolitisches Ziel und
maßgeblich von energiewirtschaftsrechtlichen Rahmenbedingungen abhängig.
Gegenwärtig wird die Windkraftnutzung vor allem durch das Stromeinspeisungs-
gesetz des Bundes gefördert. Auch künftig werden innerhalb des neuen energie-
rechtlichen Ordnungsrahmens aller Voraussicht nach bundesweit Vorrangregelun-
gen und erhöhte Einspeisevergütungen für die Stromerzeugung auf Basis
regenerativer Energien bestehen und die Nutzung der Windkraft positiv beeinflus-
sen. Unter diesen Bedingungen ist zu erwarten, dass der Windkraftausbau im Land
Bremen weitgehend unabhängig von Entscheidungen der Stadtwerke Bremen AG
realisiert wird. Eine unternehmensstrategische Bewertung dieser Option ist daher
nicht sinnvoll.

9.5 Zusammenfassende Bewertung der Strombeschaffungsoptionen

Die Ergebnisse der ökologischen, wirtschaftlichen und unternehmensstrategischen
Bewertung der untersuchten Strombeschaffungsoptionen sind in Tabelle 9.1
zusammengefasst.
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Tabelle 9.1:

Zusammenfassende Bewertung der Strombeschaffungsoptionen

Ökologische Wirtschaftliche Strategische
Bewertung Bewertung Bewertung

Ausbau der dezentralen
Kraft-Wärme-Kopplung + + +

Stromerzeugung in der
Müllverbrennungsanlage + (+) +

Ausbau der Windkraftnutzung + – o

Neubau eines GuD-Kraftwerks + + –

Ausweitung des Strombezugs – + +

+ positiv – negativ o Bewertung nicht sinnvoll () Bewertung mit hohen Unsicherheiten verbunden

Aus ökologischer Sicht ergibt sich für alle Erzeugungsvarianten eine positive Be-
wertung. Die untersuchten Techniken verursachen deutlich niedrigere spezifische
CO2-Emissionen als die Stromerzeugung im bestehenden Kraftwerkspark der
Stadtwerke und weisen erhebliche absolute CO2-Minderungspotentiale auf. Das
untersuchte Strombezugs-Szenario ist unter Umweltaspekten negativ zu beurtei-
len, da es kurz- und mittelfristig keine Möglichkeiten zur CO2-Minderung eröff-
net.35

Aus wirtschaftlicher Sicht sind mit Ausnahme der Windenergie alle untersuchten
Optionen positiv zu beurteilen. Dezentrale Kraft-Wärme-Kopplung, Stromerzeu-
gung in der Müllverbrennungsanlage und Eigenerzeugung auf GuD-Basis haben
ähnlich hohe spezifische Strombeschaffungskosten wie der Bezug von Grund- und
Mittellaststrom und sind damit unter den getroffenen Annahmen als wettbewerbs-
fähig einzustufen.

Hierbei ist zu beachten, daß die wirtschaftliche Bewertung der Stromerzeugung in
der Müllverbrennungsanlage mit hohen Unsicherheiten verbunden ist. Die Wind-
kraft hat trotz erheblicher Kostensenkungen in den vergangenen Jahren die
Wirtschaftlichkeitsschwelle noch nicht erreicht und ist auch weiterhin auf Förde-
rung angewiesen.

Aus unternehmensstrategischer Sicht läuft der Neubau eines GuD-Kraftwerks dem
Ziel einer Flexibilisierung der Strombeschaffung zuwider. Die übrigen Optionen
sind mit dem Flexibilisierungsgedanken vereinbar und in einigen Fällen mit weite-
ren Vorteilen verbunden. So kann die Erschließung von KWK-Potentialen in der
Industrie einen Beitrag zur Kundenbindung leisten. Ferner lässt die Ausweitung
der Stromerzeugung in der Müllverbrennungsanlage die Realisierung von
Synergieeffekten erwarten. Die Erschließung des Windkraftpotentials ist von Ent-
scheidungen der Stadtwerke Bremen AG weitgehend unabhängig. Eine unter-
nehmensstrategische Bewertung dieser Option ist daher nicht sinnvoll.

Damit ergibt sich in zwei von fünf untersuchten Fällen eine durchgängig positive
Bewertung: Der Ausbau der dezentralen Kraft-Wärme-Kopplung und die Stromer-
zeugung in der Müllverbrennungsanlage erfüllen gleichermaßen ökologische,
wirtschaftliche und unternehmensstrategische Anforderungen. Die übrigen unter-
suchten Varianten zeigen demgegenüber ein uneinheitliches Bild: Der Ausbau der
Windkraftnutzung, der Neubau eines GuD-Kraftwerks und das Strombezugs-Sze-
nario weisen jeweils in einer Kategorie eine negative Bewertung auf. Eine Sonder-
rolle nimmt hierbei die Windenergie ein, da in diesem Fall der vorhandene Konflikt
zwischen Ökologie und Wirtschaftlichkeit durch die politische Entscheidung zur
Förderung der Windkraftnutzung überbrückt wird.

9.6 Zusammenfassende Bewertung eines weiteren Fernwärmeausbaus

Die Arbeitsgruppe hat die Frage untersucht, welche wirtschaftlichen und ökologi-
schen Auswirkungen eine Fernwärmeerschließung der Gebiete Findorff, Bahnhofs-

35 In langfristiger Betrachtung ist auch bei Realisierung des Bezugsszenarios eine CO2-Minderung
gegenüber dem Status quo zu erwarten, da die spezifische CO2-Belastung des bezogenen Stroms
aufgrund allgemeiner Effizienzsteigerungen sowie des zu erwartenden zunehmenden Einsatzes
von erdgasbefeuerten GuD-Anlagen tendenziell abnimmt.
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vorstadt, Altstadt und Alte Neustadt hätte. Grundlage der Betrachtung war eine
strategische Fernwärmeausbauplanung, die vor einigen Jahren gemeinsam von der
Stadtwerke Bremen AG und dem Bremer Energie-Institut erstellt wurde.

Im Rahmen der Arbeitsgruppe konnte eine umfassende Aktualisierung dieser um-
fangreichen und detaillierten Planungsrechnungen nicht geleistet werden. Des-
halb wurden grundsätzlich die Annahmen der damaligen Fernwärmeausbau-
planung zugrundegelegt. Allerdings wurden in einzelnen Punkten Modifikationen
vorgenommen, um zwischenzeitlich eingetretenen Veränderungen zumindest in
grober Form Rechnung zu tragen. Eine nähere Darstellung dieser Anpassungen
enthält Abschnitt 8.3.

Ein wesentlicher methodischer Unterschied gegenüber der Ausbauplanung besteht
darin, dass im vorliegenden Zusammenhang keine Vollkosten-, sondern eine lang-
fristige Grenzkostenbetrachtung durchgeführt wurde. Diese Betrachtungsweise be-
deutet im Ergebnis, dass die durch den Fernwärmeausbau verursachten zusätzli-
chen Kosten verglichen werden mit den ausbaubedingt erzielbaren zusätzlichen
Erlösen. Sie gibt also Auskunft darüber, ob sich das betriebswirtschaftliche Ergebnis
der Fernwärmeversorgung durch einen weiteren Ausbau verbessert oder ver-
schlechtert, sagt jedoch nichts darüber aus, ob dieses Ergebnis positiv oder negativ
ist.

Den durchgeführten Berechnungen zufolge könnte durch die Fernwärmeer-
schließung der betrachteten Gebiete ein CO2-Minderungspotential von rund
45.000 t/a erschlossen werden. Bis 2005 wären hiervon etwa 50 % erreicht, die ver-
bleibende Hälfte würde im Zuge der weiteren Anschlussentwicklung bis zum Jahr
2020 realisiert. Die Wirtschaftlichkeitsbetrachtung führte unter den getroffenen
Annahmen zu positiven Ergebnissen. Eine Investitionsrechnung ergab eine attrak-
tive Verzinsung des eingesetzten Kapitals.

Die erlösseitigen Annahmen der Wirtschaftlichkeitsbetrachtung sind aus heutiger
Sicht als relativ optimistisch einzuschätzen. Die durchgeführten Berechnungen
dürften die Wirtschaftlichkeit eines weiteren Fernwärmeausbaus deshalb tendenzi-
ell zu positiv darstellen. Insgesamt ist festzustellen, dass die Wirtschaftlichkeit ei-
nes weiteren Fernwärmeausbaus in starkem Maße von der künftigen Entwicklung
der energiewirtschaftlichen und energiepolitischen Rahmenbedingungen abhängt.
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Anlage 1:

Arbeitsgruppe „Landesenergieprogramm“
Zusammensetzung und Arbeitsweise

1. Mitglieder

Senator für Frauen, Gesundheit, Jugend, Soziales und Umweltschutz

Dr. Torsten Vogt (Vorsitz)

Stadtwerke Bremen AG

Dr. Rolf Bauerschmidt
Torsten Füg (ab Oktober 1998)
Detlev Ohrt (bis September 1998)

Berater des Senators für Frauen, Gesundheit, Jugend, Soziales und Umwelt-
schutz

Heinz Eggersglüß (UTEC GmbH)
Dr. Armin Gregorzewski (Bremer Energie-Institut, ab November 1997)
Hans-Ulrich Salmen (Bremer Energie-Institut, bis Oktober 1997)

2. Arbeitsweise

Die Arbeitsgruppe wurde am 5. Juni 1997 als gemeinsame Arbeitsgruppe des
Senators für Frauen, Gesundheit, Jugend, Soziales und Umweltschutz sowie der
Stadtwerke Bremen AG eingesetzt. Sie untersuchte und bewertete Handlungs-
optionen in den Bereichen Strombeschaffung und Fernwärmeversorgung unter
ökologischen, wirtschaftlichen und unternehmensstrategischen Kriterien. Für
jede Handlungsoption wurde ein Ergebnisbericht erstellt, der auf der Basis
schriftlicher Vorlagen von der Arbeitsgruppe beraten und verabschiedet wurde.
Der vorliegende Abschlussbericht fasst die Ergebnisberichte zusammen.

Die einzelnen Berichte wurden durch folgende Mitglieder bearbeitet:

Heinz Eggersglüß Ausbau der Windkraftnutzung
Ausbau der dezentralen Kraft-Wärme-Kopplung

Dr. Armin Gregorzewski Stromerzeugung in der Müllverbrennungsanlage
Neubau eines GuD-Kraftwerks
Ausweitung des Strombezugs
Ausbau der Fernwärmeversorgung

Dr. Torsten Vogt Abschlussbericht

Als externe Sachverständige hat die Arbeitsgruppe Herrn Prof. Dr. Wolfgang
Pfaffenberger (Universität Oldenburg/Bremer Energie-Institut, zu Fragen der
wettbewerblichen Öffnung der Strom- und Gasmärkte), Herrn Jens Hohlfeld
(UTEC GmbH, zu Fragen der Windenergienutzung) sowie Herrn Dr. Detlef
Spuziak-Salzenberg (Bremer Entsorgungsbetriebe, zu Fragen der Stromerzeu-
gung auf Basis von Abfallwärme) hinzugezogen.
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Anlage 2:

Spezifische Strombeschaffungskosten
Wesentliche Annahmen im Überblick

1. Zinssatz und Inflationsrate

% p.a.

Nominaler Kalkulationszinssatz 7,0

Inflationsrate 2,0

Realer Kalkulationszinssatz 4,9

2. Nutzungsdauern

Jahre

Motor-Blockheizkraftwerke (Nahwärme) 13

Motor-Blockheizkraftwerke (Industrie) 11

Gasturbinen (Industrie) 15

Müllverbrennungsanlage (Restnutzungsdauer) 15

Windkraftanlagen 15

GuD-Kraftwerke 15

3. Erdgaspreis-Szenarien

Obere Variante kontinuierlicher moderater realer Anstieg gegenüber dem
Preisniveau des Jahres 1996

Untere Variante bis 2000 wettbewerbsbedingter realer Rückgang gegenüber
dem Preisniveau des Jahres 1996, anschließend allmähliche
Wiederannäherung an das Ausgangsniveau

Nähere Angaben enthält die Anlage 3.
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Anlage 3:

Erdgaspreis-Szenarien
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Anlage 4:

Finanzmathematische Durchschnittskosten
Methodische Erläuterungen
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Druck: Anker-Druck Bremen

Anlage 5:

CO2-Emissionsfaktoren

g/kWh

Steinkohle 335

Heizöl EL 266

Erdgas 201

Strom (Bremer Kraftwerkspark)

bei 80 % Steinkohle und 20 % Erdgas 856

bei 90 % Steinkohle und 10 % Erdgas 887


